
Bekanntmachung über den Aufstellungs-
beschluss zum Bebauungsplan Nr. 754  
- Poststraße/Schwartzstraße - 
 
I.    Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses 

gemäß § 2 Abs. 1 BauGB 

     Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 28.06.2021 
die Aufstellung eines Bebauungsplans für das im Plan 
des Bereichs 5-1 - Stadtplanung - vom 08.06.2021 
umrandete und in der Begründung zum Beschluss 
beschriebene Gebiet beschlossen. 

 
     Das Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 754 liegt 

gegenüber vom Hauptbahnhof Oberhausen und 
begrenzt den Willy-Brandt-Platz im Südosten. Es 
befindet sich in der Gemarkung Oberhausen, Flur 31, 
und umfasst die Flurstücke Nr. 860, 869 und 870. 

 
     Die genaue Abgrenzung des räumlichen Geltungs-

bereichs ergibt sich auch aus der nachfolgenden 
Abbildung. 

     Gesetzliche Grundlage ist § 2 Abs. 1 BauGB in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 
(BGBl. I, S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 08.08.2020 (BGBl. I, S. 1728). 

 
     Interessenten können zur Unterrichtung über die Lage 

des Plangebiets einen Plan mit den Umringsgrenzen 
im Bereich 5-1 - Stadtplanung -, Technisches Rathaus 
Sterkrade, Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss, Zimmer 
Nr. A 009, während der Dienstzeiten einsehen. 

     Dienstzeiten: 

     Montag - Donnerstag 08:00 - 16:00 Uhr und 
     Freitag 08:00 - 12:00 Uhr 
 
     Im Interesse der Bevölkerung und des Personals der 

Stadtverwaltung Oberhausen wird aufgrund der 
COVID-19-Pandemie um eine vorherige Terminver-
einbarung gebeten. 

 
     Kontaktdaten: 

     Fachbereich 5-1-40 - Konstruktion und Verfahren der 
Bauleitpläne - 

     Bahnhofstraße 66 
     46145 Oberhausen 
     bauleitplaene@oberhausen.de 
     Tel.: 0208 825-3265 oder -2498 
 
     Die Einsichtnahme ist nur durch eine Einzelperson 

möglich. Sollte zwingend eine Begleitperson erforder-
lich sein, so ist dies vorher abzusprechen. Der/die 
Besucher/in hat zum vereinbarten Termin einen Mund/ 
Nasenschutz zu tragen. Die Abstandsregeln sind 
einzuhalten. 

 
     Mit dem Bebauungsplan Nr. 754 werden folgende 

Hauptplanungsziele verfolgt: 
 
     -    Ausweisung eines Kerngebietes (MK) oder ggf. 

eines Urbanen Gebietes (MU) unter Orientierung 
an den bestehenden Nutzungen; 

 
     -    Unterstützung der Maßnahmen des integrierten 

Handlungskonzeptes; 
 
     -    Sicherung und Stärkung der Eingangsfunktion für 

den Oberhausener Hauptbahnhof sowie einer 
qualitätsvollen Wegeverbindung zwischen dem 
Hauptbahnhof und der Marktstraße als wesentliche 
Einkaufsstraße in Alt-Oberhausen; 

 
     -    Ausschluss von Nutzungen mit schädlichen Aus-

wirkungen wie Anlagen und Betriebe, die gewerb-
lich betriebenen sexuellen Dienstleistungen und 
Darbietungen dienen, Vergnügungsstätten, Einzel-
handel erotischer Artikel, Wettannahmestellen und 
anderer. 

 
     Hinweis 

     Gemäß § 209 BauGB haben Eigentümer und Besitzer 
zu dulden, dass Beauftragte der zuständigen 
Behörden zur Vorbereitung der von ihnen nach 
diesem Gesetzbuch zu treffenden Maßnahmen 
Grundstücke betreten und Vermessungen, Boden- 
und Grund-wasseruntersuchungen oder ähnliche 
Arbeiten ausführen. 

 
II.   Bekanntmachungsanordnung im Sinne des § 2 

Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung 
(BekanntmVO) 

     Der vom Rat der Stadt am 28.06.2021 gefasste Auf-
stellungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 754  
- Poststraße/Schwartzstraße - wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
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III.  Bestätigungen und Bekanntmachungsanordnung 
des Oberbürgermeisters im Sinne des § 2 Abs. 3 
Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO) 

     Der Wortlaut der Bekanntmachung des Aufstellungs-
beschlusses zum Bebauungsplan Nr. 754  
- Poststraße/Schwartzstraße - stimmt mit dem Rats-
beschluss vom 28.06.2021 überein. 

 
     Es wurde im Sinne der Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 

2 der Verordnung über die öffentliche Bekannt-
machung von kommunalem Ortsrecht (Bekannt-
machungsverordnung - BekanntmVO) vom 
26.08.1999 (GV. NRW. S. 516 / SGV. NRW. 2023), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 05.11.2015 
(GV. NRW. S. 739), verfahren. 

 
     Die öffentliche Bekanntmachung wird hiermit angeordnet. 
 
     Oberhausen, 1. Juli 2021 
 
 
     Schranz 
     Oberbürgermeister 
 
Ergänzende Informationen zur Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 754: 

Das sogenannte Ruhrlandhaus innerhalb des Bebau-
ungsplans Nr. 754 stellt die südöstliche Raumkante des 
Willy-Brandt-Platzes dar, der mit dem zentralen ÖPNV-
Haltepunkt wiederum den Eingangsbereich für den 
Hauptbahnhof bildet und damit ein wichtiges Entree für 
die Stadt insgesamt darstellt. 
 
Mit der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 754 soll die 
qualitätsvolle Sicherung der den Willy-Brand-Platz 
flankierenden Nutzungen fortgesetzt werden, wie sie 
bereits vor einigen Jahren mit dem ausgewiesenen 
Kerngebiet und der Feinsteuerung der zulässigen 
Nutzungen im westlich angrenzenden Bebauungsplan  
Nr. 651 (ehem. Hauptpostgebäude) begonnen wurde. 
 
Weiterhin gilt es die Maßnahmen des integrierten 
Handlungskonzeptes „Brückenschlag“ stadtplanerisch zu 
begleiten bzw. zu unterstützen und die Wegeverbindung 
zur Innenstadt von Alt-Oberhausen zu stärken und zu 
attraktivieren. 
 
Vorbehaltlich einer noch durchzuführenden detaillierten 
Bestandsaufnahme soll in einem einfachen Bebauungs-
plan ein Kerngebiet (MK) festgesetzt werden. Inwieweit 
eine Ausweisung des zuletzt eingeführten urbanen 
Gebietes (MU) in Frage kommt, ist nach dem Ergebnis 
der Bestandserhebung zu prüfen. 
 
Entsprechend dem Bestand und zum Schutz der weitge-
hend denkmalgeschützten Umgebungsbebauung mit der 
bedeutsamen Wegeverbindung zur Marktstraße sollen 
zusätzlich Nutzungen, die schädliche Auswirkungen auf-
weisen und/oder einen Trading-Down-Effekt auslösen, 
verfestigen oder verstärken können (z. B. Wettannahme-
stellen oder Betriebe des Rotlichtmilieus), durch textliche 
Festsetzung ausgeschlossen bzw. nicht Bestandteil des 
Bebauungsplans werden. 
 
Unter Trading-Down-Effekten wird die Entwertung einer 
Gebietsstruktur verstanden, die dann entsteht, wenn 
Betriebe mit typischerweise niedrigem Investitionsbedarf 
und vergleichsweise hoher Rendite (wie z. B. Wettbüros, 
Spielhallen und Rotlichtnutzungen) in Konkurrenz treten 
zu Betrieben mit höherem Investitionsbedarf und 

niedrigerer Rendite. Der Wettbewerb zwischen 
Konkurrenten mit unterschiedlicher wirtschaftlicher 
Potenz führt tendenziell zu einer Erhöhung der 
Immobilienpreise und damit zu einer Verdrängung von 
Branchen oder Nutzungen mit schwächerer Finanzkraft. 
 
Weitere Informationen wie u.a. die Abbildung mit der 
Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereichs sind im 
Internet unter  
https://www.o-sp.de/oberhausen/plan/aufstellung.php 
abrufbar. 
 
 

Konzernabschluss zum 31.12.2020 der 
GMVA Niederrhein GmbH 
 
Die Gesellschafterversammlung der Gemeinschafts-Müll-
Verbrennungsanlage Niederrhein GmbH, 46049 Ober-
hausen, hat am 29. Juni 2021 den Konzernabschluss 
zum 31. Dezember 2020 mit einer Bilanzsumme von 
55.722.980,98 € und einem Jahresaüberschuss von 
11.437.097,34 € gebilligt. 
 
Der Konzernabschluss kann ab Ende August 2021 auf 
der Homepage der GMVA Niedrrhein GmbH unter 
https://www.gmva.de/bibliothek/ eingesehen werden. 
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses beauftragte 
Wirtschaftsprüngsgesellschaft Vinken, Görtz, Lange & 
Partner, Duisburg hat am 23 März 2021 folgenden 
Bestätigungsvermerk erteilt. 
 
Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschluss-
prüfers 

An die GMVA Gemeinschafts-Müll-Verbrennungsanlage 
Niederrhein Gesellschaft mit beschränkter Haftung, 
46049 Oberhausen 
 
Prüfungsurteile 

Wir haben den Konzernabschluss der GMVA Gemein-
schafts-Müll-Verbrennungsanlage Niederrhein Gesell-
schaft mit beschränkter Haftung und ihrer Tochter-
gesellschaften (der Konzern) - bestehend aus der 
Konzernbilanz zum 31. Dezember 2020, der Konzern-
Gewinn- und Verlustrechnung, dem Konzern-Eigenkapi-
talspiegel und der Konzern-Kapitalflussrechnung für das 
Geschäftsjahr vom 01. Januar 2020 bis zum 31. 
Dezember 2020 sowie dem Konzernanhang, ein-
schließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber hinaus haben 
wir den Konzernlagebericht der GMVA-Müll-Verbren-
nungsanlage Niederrhein Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung für das Geschäftsjahr vom 01. Januar 2020 bis 
zum 31. Dezember 2020 geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse  
 
•     entspricht der beigefügte Konzernabschluss in allen 

wesentlichen Belangen den deutschen handel-
srechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beach-
tung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage 
des Konzerns zum 31. Dezember 2020 sowie seiner 
Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 01. Januar 
2020 bis zum 31. Dezember 2020 und  

 
•     vermittelt der beigefügte Konzernlagebericht insge-

samt ein zutreffendes Bild von der Lage des 
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Konzerns. In allen wesentlichen Belangen steht dieser 
Konzernlagebericht in Einklang mit dem Konzernab-
schluss, entspricht den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass 
unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die 
Ordnungsmäßigkeit des Konzernabschlusses und des 
Konzernlageberichts geführt hat. 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Konzernabschlusses und 
des Konzernlageberichts in Übereinstimmung mit § 317 
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere 
Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grund-
sätzen ist im Abschnitt "Verantwortung des Abschluss-
prüfers für die Prüfung des Konzernabschlusses und des 
Konzernlageberichts" unseres Bestätigungsvermerks 
weitergehend beschrieben. Wir sind von den Konzern-
unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den 
deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen 
Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen 
Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anfor-
derungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von 
uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und 
geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungs-
urteile zum Konzernabschluss und zum Konzernlage-
bericht zu dienen. 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des 
Aufsichtsrats für den Konzernabschluss und den 
Konzernlagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die 
Aufstellung des Konzernabschlusses, der den deutschen 
handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Be-
langen entspricht, und dafür, dass der Konzernabschluss 
unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage des Konzerns vermittelt. Ferner 
sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die inter-
nen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den 
deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung 
als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines 
Konzernabschlusses zu ermöglichen, der frei von 
wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - 
falschen Darstellungen ist. Bei der Aufstellung des 
Konzernabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür 
verantwortlich, die Fähigkeit des Konzerns zur Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des 
Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in 
Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmens-
tätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus 
sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Un-
ternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tat-
sächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich 
für die Aufstellung des Konzernlageberichts, der insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage des Konzerns 
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 
Konzernabschluss in Einklang steht, den deutschen 
gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. 
Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als 
notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Kon-

zernlageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwen-
denden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermög-
lichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die 
Aussagen im Konzernlagebericht erbringen zu können. 
 
Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung 
des Rechnungslegungsprozesses der Gesellschaft zur 
Aufstellung des Konzernabschlusses und des 
Konzernlageberichts. 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung 
des Konzernabschlusses und des Konzernlage-
berichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu 
erlangen, ob der Konzernabschluss als Ganzes frei von 
wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - 
falschen Darstellungen ist, und ob der Konzernlagebericht 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 
Konzerns vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen 
mit dem Konzernabschluss sowie mit den bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den 
deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref-
fend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu ertei-
len, der unsere Prüfungsurteile zum Konzernabschluss 
und zum Konzernlagebericht beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, 
aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung 
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte 
Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets 
aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen 
oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als 
wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet 
werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf 
der Grundlage dieses Konzernabschlusses und Konzern-
lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen 
von Adressaten beeinflussen. 
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen 
aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber 
hinaus  
 
•     identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesent-

licher - beabsichtigter oder unbeabsichtigter - falscher 
Darstellungen im Konzernabschluss und Konzern-
lagebericht, planen und führen Prüfungshandlungen 
als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen 
Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet 
sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu 
dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstel-
lungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen 
höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügeri-
sches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte 
Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. 
das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten 
können.  

 
•     gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung 

des Konzernabschlusses relevanten internen Kontroll-
system und den für die Prüfung des Konzernlage-
berichts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, 
um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den 
gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch 
nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit 
dieser Systeme abzugeben. 

 
•     beurteilen wir die Angemessenheit der von den geset-

zlichen Vertretern angewandten Rechnungslegungs-
methoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetz-
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lichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und 
damit zusammenhängenden Angaben.  

 
•     ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemes-

senheit des von den gesetzlichen Vertretern ange-
wandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortfüh-
rung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der 
Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine 
wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit 
Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeut-
same Zweifel an der Fähigkeit des Konzerns zur 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen 
können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine 
wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, 
im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen An-
gaben im Konzernabschluss und im Konzernlage-
bericht aufmerksam zu machen oder, falls diese 
Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges 
Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere 
Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum 
Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten 
Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder 
Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass der 
Konzern seine Unternehmenstätigkeit nicht mehr fort-
führen kann. 

 
•     beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und 

den Inhalt des Konzernabschlusses einschließlich der 
Angaben sowie ob der Konzernabschluss die zugrun-
de liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so 
darstellt, dass der Konzernabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage des Konzerns vermittelt.  

 
•     holen wir ausreichende geeignete Prüfungsnachweise 

für die Rechnungslegungsinformationen der Unter-
nehmen oder Geschäftstätigkeiten innerhalb des 
Konzerns ein, um Prüfungsurteile zum Konzernab-
schluss und zum Konzernlagebericht abzugeben. Wir 
sind verantwortlich für die Anleitung, Überwachung 
und Durchführung der Konzernabschlussprüfung. Wir 
tragen die alleinige Verantwortung für unsere 
Prüfungsurteile.  

 
•     beurteilen wir den Einklang des Konzernlageberichts 

mit dem Konzernabschluss, seine Gesetzesent-
sprechung und das von ihm vermittelte Bild von der 
Lage des Konzerns.  

 
•     führen wir Prüfungshandlungen zu den von den ge-

setzlichen Vertretern der GMVA Gemeinschafts-Müll-
Verbrennungsanlage Niederrhein Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung dargestellten zukunftsorien-
tierten Angaben im Konzernlagebericht durch. Auf 
Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise 
vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsori-
entierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern 
zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach 
und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zu- 
kunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. 
Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsori-
entierten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden 
Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhe-
bliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereig-
nisse wesentlich von den zukunftsorientierten 
Angaben abweichen. 

 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwort-
lichen unter anderem den geplanten Umfang und die 

Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame 
Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger Mängel 
im internen Kontrollsystem, die wir während unserer 
Prüfung feststellen. 
 
Duisburg, 23. März 2021 
VINKEN • GÖRTZ • LANGE UND PARTNER 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft 
 
gez. Dipl.-Kfm. Ralf Hülsmann    gez. Dipl.-Kfm. Dirk Weber 
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 
 
Oberhausen, 29. Juni 2021 
GMVA Niederrhein GmbH 
Geschäftsführung 
 
gez. Dr. Angela Sabac-el-Cher 
gez. Michaela Schröder 
gez. Frank Nachtsheim 
 
 

Jahresabschluss zum 31.12.2020 der 
GMVA GmbH & Co.KG 
 
Die Gesellschafterversammlung der Gemeinschafts-Müll-
Verbrennungsanlage Niederrhein GmbH, 46049 Ober-
hausen, hat am 16. April 2021 den Jahresabschluss zum 
31. Dezember 2020 mit einem Jahresüberschuss von 
58.684,48 € festgestellt. 
 
Das Ergebnis der GMVA GmbH & Co. KG ist vollständig 
an die GMVA Niederrhein GmbH auszuschütten. In der 
GMVA Niederrhein GmbH soll die Verwendung des 
Jahresüberschusses gemäß den Regelungen der 
Satzung erfolgen. 
 
Der Jahresabschluss und Lagebericht kann ab Ende 
August 2021 auf der Homepage der GMVA Niedrrhein 
GmbH unter https://www.gmva.de/bibliothek/ eingesehen 
werden. 
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses beauftragte 
Wirtschaftsprüngsgesellschaft Vinken, Görtz, Lange & 
Partner, Duisburg hat am 16. März 2021 folgenden 
Bestätigungsvermerk erteilt. 
 
Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschluss-
prüfers  

An die GMVA GmbH & Co. KG, 46049 Oberhausen 
 
Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss der GMVA GmbH & Co. 
KG - bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2020 
und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäfts-
jahr vom 01. Januar 2020 bis zum 31. Dezember 2020 
sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der 
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden - geprüft. 
Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der GMVA 
GmbH & Co. KG für das Geschäftsjahr vom 01. Januar 
2020 bis zum 31. Dezember 2020 geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse  
 
•     entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen 

wesentlichen Belangen den deutschen, für Kapital-
gesellschaften und Personenhandelsgesellschaften 
im Sinne des § 264 a HGB geltenden handel-
srechtlichen Vorschriften und vermittelt unter 
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Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- 
und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 
2020 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr 
vom 01. Januar 2020 bis zum 31. Dezember 2020 und  

 
•     vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein 

zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In 
allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht 
in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den 
deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar. 

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass 
unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die 
Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts geführt hat.  
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB 
unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere 
Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grund-
sätzen ist im Abschnitt "Verantwortung des Abschluss-
prüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts" unseres Bestätigungsvermerks weiterge-
hend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unab-
hängig in Übereinstimmung mit den deutschen handel-
srechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und 
haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in 
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir 
sind der Auffassung, dass die von uns erlangten 
Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um 
als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresab-
schluss und zum Lagebericht zu dienen.  
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den 
Jahresabschluss und den Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die 
Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deutschen, 
für Kapitalgesellschaften und Personenhandelsgesell-
schaften im Sinne des § 264 a HGB geltenden handels-
rechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen 
entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-
lage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetz-
lichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, 
die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grund-
sätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig 
bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresab-
schlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen  
- beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen 
Darstellungen ist.  
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die ge-
setzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der 
Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, 
Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. 
Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der 
Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern 
dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten 
entgegenstehen.  

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich 
für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt 
sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahres-
abschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind 
die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehr-
ungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig 
erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in 
Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen 
gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausrei-
chende geeignete Nachweise für die Aussagen im 
Lagebericht erbringen zu können.  
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber 
zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von 
wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - 
falschen Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft 
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 
Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung ge-
wonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den 
deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref-
fend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu 
erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht beinhaltet.  
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, 
aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung 
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte 
Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets 
aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen 
oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als 
wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet 
werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf 
der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lage-
berichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von 
Adressaten beeinflussen.  
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen 
aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber 
hinaus  
 
•     identifizieren und beurteilen wir die Risiken we-

sentlicher - beabsichtigter oder unbeabsichtigter - 
falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im 
Lagebericht, planen und führen Prüfungshandlungen 
als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen 
Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet 
sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu 
dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstel-
lungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen 
höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrü-
gerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beab-
sichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellun-
gen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen 
beinhalten können. 

 
•     gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung 

des Jahresabschlusses relevanten internen 
Kontrollsystem und den für die Prüfung des 
Lageberichts relevanten Vorkehrungen und 
Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die 
unter den gegebenen Umständen angemessen sind, 
jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur 
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Wirksamkeit dieser Systeme der Gesellschaft 
abzugeben.  

 
•     beurteilen wir die Angemessenheit der von den geset-

zlichen Vertretern angewandten Rechnungslegungs-
methoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetz-
lichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und 
damit zusammenhängenden Angaben.  

 
•     ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemes-

senheit des von den gesetzlichen Vertretern ange-
wandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der 
Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine 
wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit 
Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeut-
same Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen 
können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine 
wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, 
im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen An-
gaben im Jahresabschluss und im Lagebericht auf-
merksam zu machen oder, falls diese Angaben un-
angemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu 
modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen 
auf der Grundlage der bis zum Datum unseres 
Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. 
Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können 
jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre 
Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

 
•     beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und 

den Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich der 
Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde 
liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so dar-
stellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprech-
endes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
der GMVA GmbH & Co. KG vermittelt.  

 
•     beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem 

Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung und 
das von ihm vermittelte Bild von der Lage des 
Unternehmens. 

 
•     führen wir Prüfungshandlungen zu den von den ge-

setzlichen Vertretern dargestellten zukunftsorien-
tierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis aus-
reichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen 
wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten 
Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde 
gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beur-
teilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorien-
tierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigen-
ständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten 
Angaben sowie zu den zugrunde liegenden Annah-
men geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches 
unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse 
wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben 
abweichen.  

 
Wir erörtern mit den für die Überwachung 
Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang 
und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame 
Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger Mängel 
im internen Kontrollsystem, die wir während unserer 
Prüfung feststellen. 
 
 
 

Duisburg, 16. März 2021 
VINKEN • GÖRTZ • LANGE UND PARTNER 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
 Steuerberatungsgesellschaft 
 
gez. Dipl.-Kfm. Ralf Hülsmann    gez. Dipl.-Kfm. Dirk Weber 
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 
 
Oberhausen, 16. April 2021 
GMVA Niederrhein GmbH 
Geschäftsführung 
 
gez. Dr. Angela Sabac-el-Cher 
gez. Michaela Schröder 
gez. Frank Nachtsheim 
 
 

Jahresabschluss zum 31.12.2020 der 
GMVA Verwaltungs-GmbH 
 
Die Gesellschafterversammlung der Gemeinschafts-Müll-
Verbrennungsanlage Niederrhein GmbH, 46049 
Oberhausen, hat am 16. April 2021 den Jahresabschluss 
zum 31. Dezember  2020 festgestellt. 
 
Der Jahresabschluss und Lagebericht kann ab Ende 
August 2021 auf der Homepage der GMVA Niedrrhein 
GmbH unter https://www.gmva.de/bibliothek/ eingesehen 
werden. 
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses beauftragte 
Wirtschaftsprüngsgesellschaft Vinken, Görtz, Lange & 
Partner, Duisburg hat am 16. März 2021 folgenden 
Bestätigungsvermerk erteilt. 
 
Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschluss-
prüfers  

An die GMVA Verwaltungs-GmbH, 46049 Oberhausen  
 
Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss der GMVA Verwaltungs-
GmbH - bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 
2020 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das 
Geschäftsjahr vom 01. Januar 2020 bis zum  
31. Dezember 2020 sowie dem Anhang, einschließlich 
der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsme-
thoden - geprüft. Darüber hinaus haben wir den 
Lagebericht der GMVA Verwaltungs-GmbH für das 
Geschäftsjahr vom 01. Januar 2020 bis zum 31. 
Dezember 2020 geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse  
 
•     entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen we-

sentlichen Belangen den deutschen, für Kapital-
gesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vor-
schriften und vermittelt unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprech-
endes Bild der Vermögens- und Finanzlage der 
Gesellschaft zum 31. Dezember 2020 sowie ihrer 
Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 01. Januar 
2020 bis zum 31. Dezember 2020 und  

 
•     vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein 

zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In 
allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht 
in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den 
deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die 
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Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar.  

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass 
unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die 
Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts geführt hat.  
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB 
unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere 
Verantwortung nach diesen Vorschriften und 
Grundsätzen ist im Abschnitt "Verantwortung des 
Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts" unseres Bestätigungsvermerks 
weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Unter-
nehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den 
deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vor-
schriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufs-
pflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen 
erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns 
erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet 
sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum 
Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen.  
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den 
Jahresabschluss und den Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die 
Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deutschen, 
für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen 
Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, 
und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesell-
schaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter 
verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in 
Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt 
haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu 
ermöglichen, der frei von wesentlichen - beabsichtigten 
oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist.  
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die 
gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit 
der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmens-
tätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die 
Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern ein-
schlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür ver-
antwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungs-
grundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder 
rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen.  
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich 
für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt 
sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 
Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen geset-
zlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. 
Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als 
notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines 
Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwenden-
den deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, 

und um ausreichende geeignete Nachweise für die 
Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.  
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber 
zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von 
wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - 
falschen Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft 
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 
Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung ge-
wonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den 
deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref-
fend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu 
erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht beinhaltet.  
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, 
aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung 
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte 
Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets 
aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen 
oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesent-
lich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden 
könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der 
Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts 
getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von 
Adressaten beeinflussen.  
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen 
aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber 
hinaus  
 
•     identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesent-

licher - beabsichtigter oder unbeabsichtigter - falscher 
Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebe-
richt, planen und führen Prüfungshandlungen als 
Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen 
Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet 
sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu 
dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstel-
lungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen 
höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrüger-
isches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte 
Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. 
das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten 
können. 

 
•     gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung 

des Jahresabschlusses relevanten internen Kontroll-
system und den für die Prüfung des Lageberichts rel-
evanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prü-
fungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen 
Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem 
Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser 
Systeme der Gesellschaft abzugeben.  

 
•     beurteilen wir die Angemessenheit der von den ge-

setzlichen Vertretern angewandten Rechnungsle-
gungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den 
gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätzten 
Werte und damit zusammenhängenden Angaben.  

 
•     ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessen-

heit des von den gesetzlichen Vertretern ange-
wandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der 
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Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine 
wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit 
Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeut-
same Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen 
können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine 
wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, 
im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen 
Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht auf-
merksam zu machen oder, falls diese Angaben unan-
gemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu 
modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen 
auf der Grundlage der bis zum Datum unseres 
Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. 
Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können 
jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre 
Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

 
•     beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und 

den Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich der 
Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde 
liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so dar-
stellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage der GMVA Verwaltungs-GmbH vermittelt.  

 
•     beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem 

Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung und 
das von ihm vermittelte Bild von der Lage des 
Unternehmens. 

 
•     führen wir Prüfungshandlungen zu den von den geset-

zlichen Vertretern dargestellten zukunftsorientierten 
Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichen-
der geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir da-
bei insbesondere die den zukunftsorientierten An-
gaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde ge-
legten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen 
die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten 
Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges 
Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben 
sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben 
wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeid-
bares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von 
den zukunftsorientierten Angaben abweichen.  

 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verant-
wortlichen unter anderem den geplanten Umfang und die 
Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungs-
feststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im internen 
Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung fest-
stellen. 
 
Duisburg, 16. März 2021 
VINKEN • GÖRTZ • LANGE UND PARTNER 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
 Steuerberatungsgesellschaft 
 
gez. Dipl.-Kfm. Ralf Hülsmann    gez. Dipl.-Kfm. Dirk Weber 
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 
 
Oberhausen, 16. April 2021 
GMVA Niederrhein GmbH 
Geschäftsführung 
 
gez. Dr. Angela Sabac-el-Cher 
gez. Michaela Schröder 
gez. Frank Nachtsheim 
 

Jahresabschluss zum 31.12.2020 der 
GMVA Niederrhein GmbH 
 
Die Gesellschafterversammlung der Gemeinschafts-Müll-
Verbrennungsanlage Niederrhein GmbH, 46049 
Oberhausen, hat am 29. Juni 2021 den Jahresabschluss 
zum 31. Dezember 2020 mit einer Bilanzsumme von 
56.414.110,03 € und einem Jahresaüberschuss von 
11.452.451,94 € festgestellt. 
 
Der Jahresabschluss und Lagebericht kann ab Ende 
August 2021 auf der Homepage der GMVA Niedrrhein 
GmbH unter https://www.gmva.de/bibliothek/ eingesehen 
werden. 
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses beauftragte 
Wirtschaftsprüngsgesellschaft Vinken, Görtz, Lange & 
Partner, Duisburg hat am 16. März 2021 folgenden 
Bestätigungsvermerk erteilt. 
 
Bestätigungsvermerk des unabhängigen 
Abschlussprüfers  

An die GMVA Gemeinschafts-Müll-Verbrennungsanlage 
Niederrhein Gesellschaft mit beschränkter Haftung, 
46049 Oberhausen 
 
Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss der GMVA Gemein-
schafts-Müll-Verbrennungsanlage Niederrhein Gesell-
schaft mit beschränkter Haftung - bestehend aus der 
Bilanz zum 31. Dezember 2020 und der Gewinn- und 
Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 01. Januar 
2020 bis zum 31. Dezember 2020 sowie dem Anhang, 
einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber hinaus haben 
wir den Lagebericht der GMVA Gemeinschafts-Müll-
Verbrennungsanlage Niederrhein Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung für das Geschäftsjahr vom  
01. Januar 2020 bis zum 31. Dezember 2020 geprüft.  
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse  
 
•     entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen 

wesentlichen Belangen den deutschen, für Kapital-
gesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vor-
schriften und vermittelt unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der 
Gesellschaft zum 31. Dezember 2020 sowie ihrer 
Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 01. Januar 
2020 bis zum 31. Dezember 2020 und  

 
•     vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein 

zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In 
allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht 
in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den 
deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar. 

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass 
unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die 
Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts geführt hat.  
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB 
unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 

Amtsblatt für die Stadt Oberhausen Amtsblatt Nr. 12 vom 15. Juli 2021

264



(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere 
Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grund-
sätzen ist im Abschnitt "Verantwortung des Abschluss-
prüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts" unseres Bestätigungsvermerks weiterge-
hend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unab-
hängig in Übereinstimmung mit den deutschen handels-
rechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben 
unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Überein-
stimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der 
Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnach-
weise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage 
für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum 
Lagebericht zu dienen.  
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des 
Aufsichtsrats für den Jahresabschluss und den 
Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die 
Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deutschen, 
für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen 
Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, 
und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesell-
schaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter 
verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in 
Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt 
haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu 
ermöglichen, der frei von wesentlichen - beabsichtigten 
oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist.  
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die ge-
setzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der 
Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, 
Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. 
Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der 
Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern 
dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten 
entgegenstehen.  
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich 
für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt 
sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahres-
abschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind 
die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehr-
ungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig 
erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in 
Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen 
gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausrei-
chende geeignete Nachweise für die Aussagen im 
Lagebericht erbringen zu können.  
 
Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung 
des Rechnungslegungsprozesses der Gesellschaft zur 
Aufstellung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts. 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber 
zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von 

wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - 
falschen Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft 
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 
Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung ge-
wonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den 
deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref-
fend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu 
erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht beinhaltet.  
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, 
aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung 
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte 
Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets auf-
deckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder 
Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich an-
gesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könn-
te, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage 
dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen 
wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beein-
flussen.  
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen 
aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber 
hinaus  
 
•     identifizieren und beurteilen wir die Risiken we-

sentlicher - beabsichtigter oder unbeabsichtigter - 
falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im 
Lagebericht, planen und führen Prüfungshandlungen 
als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen 
Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet 
sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu 
dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstel-
lungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen 
höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrü-
gerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beab-
sichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellun-
gen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen 
beinhalten können. 

 
•     gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung 

des Jahresabschlusses relevanten internen Kontroll-
system und den für die Prüfung des Lageberichts rele-
vanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungs-
handlungen zu planen, die unter den gegebenen 
Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem 
Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser 
Systeme der Gesellschaft abzugeben.  

 
•     beurteilen wir die Angemessenheit der von den ge-

setzlichen Vertretern angewandten Rechnungsle-
gungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den 
gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätzten 
Werte und damit zusammenhängenden Angaben.  

 
•     ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemes-

senheit des von den gesetzlichen Vertretern ange-
wandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der 
Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine 
wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit 
Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeut-
same Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen 
können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine 
wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, 
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im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen 
Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht 
aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben 
unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil 
zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerun-
gen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres 
Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. 
Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können 
jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre 
Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

 
•     beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und 

den Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich der 
Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde 
liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so 
darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage der GMVA Gemeinschafts-Müll-
Verbrennungsanlage Niederrhein Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung vermittelt.  

 
•     beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem 

Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung und 
das von ihm vermittelte Bild von der Lage des 
Unternehmens. 

 
•     führen wir Prüfungshandlungen zu den von den ge-

setzlichen Vertretern dargestellten zukunftsorien-
tierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis aus-
reichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen 
wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten 
Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde 
gelegten bedeutsamen Annahmen nach und be-
urteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorien-
tierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigen-
ständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten 
Angaben sowie zu den zugrunde liegenden Annah-
men geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches 
unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse 
wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben 
abweichen.  

 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verant-
wortlichen unter anderem den geplanten Umfang und die 
Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungs-
feststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im internen 
Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung fest-
stellen. 
 
Duisburg, 16. März 2021 
VINKEN • GÖRTZ • LANGE UND PARTNER 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
 Steuerberatungsgesellschaft 
 
gez. Dipl.-Kfm. Ralf Hülsmann    gez. Dipl.-Kfm. Dirk Weber 
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 
 
Oberhausen, 29. Juni 2021 
GMVA Niederrhein GmbH 
Geschäftsführung 
 
gez. Dr. Angela Sabac-el-Cher 
gez. Michaela Schröder 
gez. Frank Nachtsheim 
 
 
 
 
 

WBO Wirtschaftsbetriebe Oberhausen 
GmbH, Buschhausener Straße 149, 46049 
Oberhausen 
 
Gem. § 52 Abs. 2 GmbHG in Verbindung mit §§ 5 und 11 
Abs. 5 des Gesellschaftsvertrages wird hiermit Folgendes 
veröffentlicht: 
 
Aufgrund der am 31.05.2021 stattgefundenen Wahl der 
Arbeitnehmervertreter nach dem „Gesetz über die 
Drittelbeteiligung der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat“ ergibt 
sich nachstehende Neubesetzung des Aufsichtsrates der 
WBO Wirtschaftsbetriebe Oberhausen GmbH: 
 
Ausgeschieden sind: 

Herr Jürgen Langenbusch                                    Bauleiter  
Herr Andreas Croonenbroeck                     Dipl.-Ingenieur 
Frau Claudia Althoff         Fremdsprachenkorrespondentin 
 
An deren Stelle wurden gewählt: 

Herr Pierre Brands                               Ver- und Entsorger 
wohnhaft 46145 Oberhausen 
 
Herr Matthias Brinkert                           Industriekaufmann 
wohnhaft 46145 Oberhausen 
 
Herr Heiko Gellert                              Speditionskaufmann
wohnhaft 46147 Oberhausen 
 
In der Aufsichtsratssitzung am 24.06.2021 wurde  

Frau Regina Herrmann 
zur stellvertr. Aufsichtsratsvorsitzenden der Arbeitnehmer-
vertreter gewählt.  
 
Oberhausen, 29. Juni 2021 
 
WBO Wirtschaftsbetriebe Oberhausen GmbH 
Die Geschäftsführung 
 
Karsten Woidtke Andreas Kußel 
 
 

WIEDERGABE DES BESTÄTIGUNGSVER-
MERKS DES UNABHÄNGIGEN AB-
SCHLUSSPRÜFERS 
 
Wir haben den Jahresabschluss der WBO Wirtschaftsbe-
triebe Oberhausen GmbH - bestehend aus der Bilanz zum 
31. Dezember 2020 und der Gewinn- und Verlustrech-
nung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2020 bis zum 
31. Dezember 2020 sowie dem Anhang, einschließlich 
der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungs- 
methoden - geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lage-
bericht der WBO Wirtschaftsbetriebe Oberhausen GmbH 
für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2020 bis zum 31. 
Dezember 2020 geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse 
 
-     entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen 

wesentlichen Belangen den deutschen für Kapital-
gesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschrif-
ten und vermittelt unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 
31.12.2020 sowie ihrer Ertragslage für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar 2020 bis zum 31. 
Dezember 2020 und 
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-     vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In 
allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht 
in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den 
deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar. 

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass 
unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die 
Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts geführt hat. 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB 
unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere 
Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grund-
sätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschluss-
prüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend 
beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig 
in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrecht-
lichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben 
unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Überein-
stimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der 
Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise 
ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für 
unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum 
Lagebericht zu dienen. 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des 
Aufsichtsrats für den Jahresabschluss und den 
Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die 
Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deutschen, 
für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen 
Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, 
und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesell-
schaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter 
verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in 
Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt 
haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu 
ermöglichen, der frei von wesentlichen - beabsichtigten 
oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die 
gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit 
der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmens-
tätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die 
Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern ein-
schlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür ver-
antwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungs-
grundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder 
rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich 
für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt 
sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 
Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetz-
lichen Vorschriften entspricht und die Chancen und 

Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. 
Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als 
notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines 
Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden 
deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und 
um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen 
im Lagebericht erbringen zu können. 
 
Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des 
Rechnungslegungsprozesses der Gesellschaft zur Auf-
stellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber 
zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von 
wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - 
falschen Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft 
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 
Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den 
deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref-
fend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu 
erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, 
aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung 
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte 
Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets 
aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen 
oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als 
wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet 
werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf 
der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts 
getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von 
Adressaten beeinflussen. 
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen 
aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber 
hinaus 
 
-     identifizieren und beurteilen wir die Risiken 

wesentlicher - beabsichtigter oder unbeabsichtigter - 
falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im 
Lagebericht, planen und führen Prüfungshandlungen 
als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen 
Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet 
sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu 
dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche 
Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei 
Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße 
betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, 
beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende 
Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner 
Kontrollen beinhalten können. 

 
-     gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung 

des Jahresabschlusses relevanten internen Kontroll-
system und den für die Prüfung des Lageberichts  
relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um 
Prüfungshandlungen zu planen, die unter den 
gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch 
nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit 
dieser Systeme der Gesellschaft abzugeben. 
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-     beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetz-
lichen Vertretern angewandten Rechnungslegungs-
methoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetz-
lichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und 
damit zusammenhängenden Angaben. 

 
-     ziehen wir Schlussfolgerungen über die Ange-

messenheit des von den gesetzlichen Vertretern 
angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der 
Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine 
wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit 
Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeut-
same Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen 
können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine 
wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, 
im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen 
Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht 
aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben 
unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil 
zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen 
auf der Grundlage der bis zum Datum unseres 
Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. 
Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können 
jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre 
Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

 
-     beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und 

den Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich der 
Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde 
liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so 
darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz  und 
Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 

 
-     beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem 

Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung und 
das von ihm vermittelte Bild von der Lage des 
Unternehmens. 

 
-     führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetz-

lichen Vertretern dargestellten zukunftsorientierten 
Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender 
geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei 
insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben 
von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten 
bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die 
sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten 
Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges 
Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben 
sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben 
wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeid-
bares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von 
den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwort-
lichen unter anderem den geplanten Umfang und die 
Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungs-
feststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im internen 
Kontrollsystem, die wir während der Prüfung feststellen. 
 
Oberhausen, 18. Februar 2021 
 
Dr. Schulte GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
 
Dr. Schulte 
Wirtschaftsprüfer 
 
Dipl.-Ök. Lappe 
als Prüfungsleiter 

Die Bilanz, die Gewinn- und Verlustrechnung, der Anhang 
und der Bestätigungsvermerk sowie der Lagebericht wer-
den hiermit bekannt gemacht. 
 
1.   Der Jahresabschluss zum 31.12.2020 wird in der 

vorgelegten Form festgestellt und genehmigt. 

2.   Der Bilanzgewinn für das Wirtschaftsjahr 2020 in 
Höhe von 4.314.079,27 € wird in Höhe von 4.079,27 € 
auf neue Rechnung vorgetragen. 

3.   Der verbleibende Bilanzgewinn von 4,31 Mio. € 
wird an die Gesellschafter ausgeschüttet. Die 
Zahlung erfolgt in zwei Raten zum 01.07.2021 in 
Höhe von 2,31 Mio. € und zum 01.12.2021 in Höhe 
von 2,0 Mio. €, sofern die Liquidität der 
Gesellschaft dies zulässt. 

4.   Der Geschäftsführung und den Aufsichtsratsmit-
gliedern wird für das Jahr 2020 Entlastung erteilt. 

 
Jahresabschluss und Lagebericht liegen im 
Verwaltungsgebäude der 
 

WBO Wirtschaftsbetriebe Oberhausen GmbH, 
Zentraler Betriebshof, Buschhausener Str. 149, 

46049 Oberhausen, 
 
an folgenden Tagen jeweils in der Zeit von 09:00 - 15:00 
Uhr, Zimmer 2.26, zur Einsichtnahme aus: 
 
Mittwoch, 11.08.2021 
Donnerstag, 12.08.2021 
Montag, 16.08.2021 
Dienstag, 17.08.2021 
Mittwoch, 18.08.2021 
 
Oberhausen, 30.06.2021 
 
WBO Wirtschaftsbetriebe Oberhausen GmbH 
 
Karsten Woidtke Andreas Kußel 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung des Kreis-
wahlleiters für den Wahlkreis 117 Ober-
hausen - Wesel III zur Bundestagswahl am 
26. September 2021 
 
Zulassung der Kreiswahlvorschläge für den Wahlkreis 
117 Oberhausen - Wesel III - zur Wahl zum 20. Deutschen 
Bundestag am 26. September 2021 durch den 
Kreiswahlausschuss. 
 
Gemäß § 26 Abs. 1 Bundeswahlgesetz, in der derzeit 
gültigen Fassung, entscheidet der Kreiswahlausschuss 
am achtundfünfzigsten Tag vor der Wahl über die 
Zulassung der eingereichten Kreiswahlvorschläge. 
 
Diese Sitzung des Kreiswahlausschusses findet 
 

am Freitag, 30. Juli 2021, 12:00 Uhr 
im Saal Berlin, Congress Centrum Oberhausen cco, 

Düppelstr. 1,  
46045 Oberhausen 

 
statt. 
 
Einziger Punkt der Tagesordnung: 
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Entscheidung über die Zulassung der Kreiswahl-
vorschläge für den Wahlkreis 117 Oberhausen - Wesel III 
gemäß § 26 Abs. 1 Bundeswahlgesetz. 
 
Der Kreiswahlausschuss verhandelt und entscheidet 
gemäß § 10 Bundeswahlgesetz in öffentlicher Sitzung. 
 
Oberhausen, 24.06.2021 
 
gez.: 
Motschull 
- Kreiswahlleiter - 
 
 

Bekanntmachung 
 
Die Versammlung der Jagdgenossenschaft Oberhausen 
findet am 
 

Dienstag, 21.09.2021, 19:30 Uhr, in der Gaststätte 
„Haus Pargmann“, Buchenweg 283, 46147 

Oberhausen,  
 
statt. 
 
Alle Eigentümer bejagbarer Grundflächen innerhalb des 
Stadtgebietes Oberhausen werden hierzu eingeladen. 
 
Tagesordnung: 

1.   Genehmigung der Niederschrift über die 
Jagdgenossenschaftsversammlung v. 09.04.19 

 
2.   Bericht des Vorstandes 
 
3.   Geschäftsbericht und Haushaltsplan 
 
4.   Bericht der Kassenprüfer 
 
5.   Entlastung des Vorstandes 
 
6.   Wahl des Vorstandes und anderer Funktionsträger 
 
7.   Genehmigung der Verteilung der Jagdpachtgelder 

20/21 und 21/22 durch neuen Vorstand 
 
8.   Verschiedenes 
 
 
Jürgen Loges 
- Vorsitzender - 
 
I. A. 
 
gez.: 
Ohletz 
 
 

Satzung der Stadt Oberhausen über die 
Kindertagespflege vom 1. Juli 2021 
 
Der Rat der Stadt Oberhausen hat in seiner Sitzung am 
28.06.2021 folgende Satzung beschlossen:  
 

§ 1 
Rechtliche Grundlagen 

 
Der gesetzliche Rahmen der Kindertagespflege wird bun-
desrechtlich durch die Regelungen des Achten Buches 
des Sozialgesetzbuches (SGB VIII) vorgegeben. Gemäß 
§ 2 Abs. 2 Nr. 3 SGB VIII gehört die Kindertagespflege zu 
den Leistungen der Jugendhilfe und ist kommunale 
Pflichtaufgabe. Landesrechtlich werden die Bundesvor-
schriften durch das Gesetz zur frühen Bildung und 

Förderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz - KiBiz)  
- Sechstes Gesetz zur Ausführung des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch - ergänzt und konkretisiert.  
 

§ 2 
Anspruchsberechtigter Personenkreis 

 
(1) Grundvoraussetzung für die Förderung in Kindertages-

pflege nach dieser Satzung ist die örtliche Zustän-
digkeit der Stadt Oberhausen gemäß § 86 SGB VIII. 
Diese liegt insbesondere vor, wenn der gewöhnliche 
Aufenthalt der Erziehungsberechtigten in Ober-
hausen ist. 

 
(2) Kindertagespflege ist in erster Linie eine Leistung für 

Kinder, die das dritte Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben. Eine Förderung erfolgt unter den Voraus- 
setzungen des § 24 SGB VIII. Der Förderanspruch ist 
hinsichtlich der Förderangebote nach Altersstufen  
differenziert ausgestaltet. 

 
(3) Zur Förderung der Kindertagespflege für ein unter ein-

jähriges Kind oder im Falle der ergänzenden 
Kindertagespflege zur Kindertageseinrichtung bzw. 
zur Ganztagsschule ist von den Erziehungs-
berechtigten ein entsprechender Nachweis zur 
Betreuungsnotwendigkeit vorzulegen. Ein Nachweis 
der Betreuungsnotwendigkeit ist ebenso für die 
Inanspruchnahme zeitlich flexibler Angebotsformen in 
der Kindertagespflege von den Erziehungsberechtigen 
zu erbringen. 

 
(4) Ergänzende Kindertagespflege hat Nachrang zur 

Betreuung in einer Kindertageseinrichtung oder der 
Ganztagsschule. Ein Nachweis über den 
Betreuungsumfang des Kindes in der jeweiligen 
Institution ist erforderlich.  

 
§ 3 

Betreuungsumfang 
 
(1) Der Umfang der täglichen Förderung richtet sich gem. 

§ 3 Abs. 3 S. 1 KiBiz nach dem individuellen Bedarf. 
Der individuelle Bedarf wird seitens der Fachstelle 
Kindertagespflege der Stadt Oberhausen unter 
Berücksichtigung der gesetzlichen Vorgaben und der 
durch die Erziehungsberechtigten nachgewiesenen 
bedarfsbegründenden Umstände gemäß § 2 Abs. 3 im 
Sinne des Kindeswohls festgestellt. 

 
(2) Der Betreuungsumfang in der Kindertagespflege 

gliedert sich in vier mögliche Betreuungspauschalen: 
    Bis zu 15 Stunden wöchentlich 
     Bis zu 25 Stunden wöchentlich 
     Bis zu 35 Stunden wöchentlich 
     Bis zu 45 Stunden wöchentlich 

 
(3) Die wöchentliche Mindestbetreuungszeit in der 

Kindertagespflege, die durch die Stadt Oberhausen 
gefördert wird, beträgt 5 Stunden. 

 
(4) Die Höchstbetreuungszeit für Kinder in Kindertages-

pflege soll in der Regel 45 Stunden wöchentlich und in 
der ergänzenden Kindertagespflege (Vgl. § 2 Abs. 3) 
in der Regel insgesamt 60 Stunden wöchentlich nicht 
überschreiten. Ein weitergehender Bedarf wird nur in 
begründeten Ausnahmefällen anerkannt. 

 
(5) Kann die wöchentliche Betreuungszeit des Kindes bei 

Antragstellung nicht konkret angegeben werden, 
beispielsweise aufgrund von Schichtarbeit der 
Erziehungsberechtigten, oder soll die Betreuungszeit 
45 Stunden wöchentlich überschreiten, wird von der 
Kindertagespflegeperson und den Erziehungs-
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berechtigten in den ersten drei Betreuungsmonaten 
ein Stundenprotokoll geführt. Anhand des von der 
Kindertagespflegeperson und den Erziehungs-
berechtigten unterschriebenen Stundenprotokolls wird 
seitens der Fachstelle Kindertagespflege der Stadt 
Oberhausen die Stundenpauschale ermittelt und die 
ursprüngliche Bewilligung ggf. korrigiert. 

 
§ 4 

Antragsverfahren, Dauer der Förderung 
 
(1) Der Antrag auf finanzielle Förderung (Geldleistung 

gem. § 23 Abs. 2 SGB VIII) der Kindertagespflege ist 
von der Kindertagespflegeperson und den 
Erziehungsberechtigten schriftlich, spätestens in dem 
Monat vor Betreuungsbeginn, mit den von der Stadt 
Oberhausen zur Verfügung gestellten, vollständig 
ausgefüllten Antragsvordrucken bei der Fachstelle 
Kindertagespflege der Stadt Oberhausen zu stellen. 

 
(2) Neben dem Antrag auf finanzielle Förderung wird 

empfohlen, einen privatrechtlichen Vertrag zwischen 
Kindertagespflegeperson und Erziehungsberechtigten 
schriftlich abzuschließen. Hierzu stellt die Fachstelle 
Kindertagespflege der Stadt Oberhausen ein Muster 
zur Verfügung, das zur Verwendung empfohlen wird, 
aber nicht verpflichtend ist. 

 
(3) Die geförderte Kindertagespflege beginnt grundsätz-

lich zum 01. eines Monats und kann nur in begründeten 
Ausnahmefällen zu einem späteren Zeitpunkt eines 
Monats genehmigt werden. 

 
(4) Grundsätzlich ist es möglich, dass die durch die Stadt 

Oberhausen finanziell geförderte Kindertagespflege 
bis zu einem Monat vor Erfüllung der Anspruchs-
voraussetzungen des § 24 SGB VIII gewährt wird, um 
beispielsweise bei Aufnahme einer Erwerbstätigkeit 
durch die Erziehungsberechtigten eine Eingewöhnung 
des Kindes bei der Kindertagespflegeperson 
sicherzustellen. § 2 Abs. 3 gilt entsprechend. 

 
(5) Ein Antrag auf finanzielle Förderung wird in der Regel 

bis zum 31.07. des Kalenderjahres bewilligt, in dem 
das Kind mit Ablauf des Kindergartenjahres das  
3. Lebensjahr vollendet. Der Bewilligungszeitraum 
kann - sofern entsprechend beantragt - für einen 
anderen Zeitraum festgelegt werden.  

 
(6) Der Bewilligungszeitraum ergibt sich immer aus dem 

Bewilligungsbescheid an die Kindertagespflegeper-
sonen und die Erziehungsberechtigten. Soll das 
Betreuungsverhältnis vorzeitig beendet werden, muss 
eine Kündigung des privatrechtlichen Betreuungsver-
trages erfolgen sowie unverzüglich eine schriftliche 
Mitteilung hierüber an die Fachstelle Kindertages-
pflege. 

 
(7) Die Kindertagespflegeperson und/oder die Erziehungs-

berechtigten sind verpflichtet, eine Beendigung des 
Betreuungsverhältnisses unverzüglich der Fachstelle 
Kindertagespflege mitzuteilen. Die Förderung durch 
die Stadt Oberhausen endet mit Ablauf des auf die 
Mitteilung folgenden Monats. Bis zum Ablauf des 
Folgemonats wird grundsätzlich kein neues Betreu-
ungsverhältnis durch die Stadt Oberhausen gefördert. 
Abweichende Regelungen sind im gegenseitigen Ein-
vernehmen möglich, insbesondere wenn die bisherige 
Kindertagespflegeperson ein neues Kind aufnimmt. 

 
(8) Sofern bis 1 Woche vor Ablauf des ersten Betreu-

ungsmonats (Eingewöhnungszeit) von den Eltern 
und/oder der Kindertagespflegeperson mitgeteilt wird, 
dass das Betreuungsverhältnis nicht fortgesetzt  

werden soll, endet die Förderung mit Ablauf dieses 
Monats. 

 
(9) Die Förderung der Kindertagespflege endet immer 

zum Monatsende. 
 

§ 5 
Erlaubnis zur Kindertagespflege 

 
(1) Die Erlaubnis zur Kindertagespflege ist zu erteilen, wenn 

die Person im Sinne des § 43 SGB VIII geeignet ist. 
 
(2) Die Eignung wird durch die Fachstelle Kindertages-

pflege der Stadt Oberhausen insbesondere in persön-
lichen Gesprächen, durch Prüfung der erforderlichen 
Unterlagen und durch Hausbesuche festgestellt. Sie 
liegt vor, wenn die formalen sowie die persönlichen, 
fachlichen und räumlichen Voraussetzungen erfüllt 
sind. Die Stadt Oberhausen orientiert sich bei der 
Beurteilung der Eignung u.a. an den vom Deutschen 
Jugendinstitut e.V. herausgegebenen Empfehlungen. 

 
(3) Folgende Voraussetzungen und Unterlagen müssen 

im Rahmen der Eignungsprüfung bei der erstmaligen 
Erteilung einer Pflegeerlaubnis durch die Stadt 
Oberhausen gegeben sein bzw. vorgelegt werden: 

 
     1.  Mindestalter 21 Jahre, ggf. Einzelfallentscheidung, 
     2.  Bewerbungsschreiben inklusive Lebenslauf, Foto, 

Kopie eines Abschlusszeugnisses (mindestens 
Hauptschulabschluss), 

     3.  Ausgefüllter Fragebogen der Stadt Oberhausen, 
     4.  Zertifikat zur Kindertagespflegeperson nach dem 

Standard des vom Deutschen Jugendinstitut 
entwickelten Lehrplans zur Kindertagespflege (im 
Folgenden DJI-Curriculum genannt) bzw. nach 
dem vom Deutschen Jugendinstitut entwickelten 
Kompetenzorientierten Qualifizierungshandbuch 
Kindertagespflege (im Folgenden QHB genannt); 
Näheres regelt § 8, 

     5.  Einverständniserklärung für die Anfrage bei der 
Erzieherischen Jugendhilfe des Jugendamtes der 
Stadt Oberhausen, 

     6.  Empfangsbestätigung und Erklärung über die 
Mitwirkung gem. § 8a SGB VIII, 

     7.  Ein erweitertes polizeiliches Führungszeugnis 
nach §§ 30 Abs. 5, 30a Abs. 1 Bundeszentralre-
gistergesetz; bei Kindertagespflege im Haushalt 
der Kindertagespflegepersonen für alle im 
Haushalt lebenden Personen ab 14 Jahren, 

     8.  Nachweis über eine amtsärztliche Untersuchung; 
bei Kindertagespflege im Haushalt der Kinder-
tagespflegeperson für alle im Haushalt lebenden 
Personen ab 18 Jahren. Für im Haushalt lebende 
Personen kann alternativ eine Untersuchungsbe-
scheinigung einer/-s niedergelassenen Ärztin/ 
Arztes eingereicht werden. Eine Kostenübernahme 
der Stadt Oberhausen ist in diesem Fall nicht 
möglich. 

     9.  Nachweis über den Erste-Hilfe-Kurs am Kind nach 
den Vorgaben der Unfallkasse, 

     10.Nachweis der Infektionsschutzbelehrung, 
     11.Bei Bedarf der Nachweis der erfolgreichen 

Teilnahme am Sprachkurs B2, 
     12.Vorlage einer pädagogischen Konzeption, in der 

die Durchführung der vorgesehenen Kindertages-
betreuung konkret dargestellt wird. Bei größeren 
Veränderungen, die die pädagogische Arbeit be-
treffen (beispielsweise der Zusammenschluss zu 
einer Großtagespflegestelle), ist eine neue 
Konzeption vorzulegen. 
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     Die Stadt Oberhausen behält sich vor, sofern zur 
Prüfung erforderlich im Einzelfall weitere Unterlagen 
oder Nachweise einzufordern. 

 
(4) Für die erneute Erteilung einer Pflegeerlaubnis ist 

vorzulegen: 
     1.  Ein erweitertes polizeiliches Führungszeugnis 

nach §§ 30 Abs. 5, 30a Abs. 1 Bundeszentralre-
gistergesetz; bei Kindertagespflege im Haushalt 
der Kindertagespflegepersonen für alle im 
Haushalt lebenden Personen ab 14 Jahren, 

     2.  Nachweis über eine amtsärztliche Untersuchung; 
bei Kindertagespflege im Haushalt der Kinder-
tagespflegeperson für alle im Haushalt lebenden 
Personen ab 18 Jahren. Für im Haushalt lebende 
Personen kann alternativ eine Untersuchungsbe-
scheinigung einer/-s niedergelassenen Ärztin/ 
Arztes eingereicht werden. Eine Kostenübernahme 
der Stadt Oberhausen ist in diesem Fall nicht 
möglich. 

     3.  Nachweis über den Erste-Hilfe-Kurs am Kind nach 
den Vorgaben der Unfallkasse, 

     4.  Nachweise über Fortbildungen im Umfang von 
jährlich mindestens 7 Unterrichtseinheiten, inner-
halb von 5 Jahren Nachweise über Fortbildungen im 
Umfang von mindestens 50 Unterrichtseinheiten. 

 
(5) Sollte Hilfe zur Erziehung in der Familie der Kinder-

tagespflegeperson in Anspruch genommen werden, 
erfolgt eine Einzelfallentscheidung. In der Vergangen-
heit beanspruchte Hilfen zur Erziehung sollten positiv 
beendet worden sein. Satz 1 gilt ebenso für Hilfen 
nach § 35a SGB VIII. 

 
(6) Einer einzelnen Kindetagespflegeperson kann eine 

Erlaubnis für die Betreuung von bis zu fünf gleichzeitig 
anwesenden Kindern erteilt werden. Die zulässige 
Anzahl der Tageskinder wird anhand der persönlichen 
Eignung und räumlichen Voraussetzungen im 
Einzelfall festgelegt. Dabei können auch eigene 
Kinder zu berücksichtigen sein.  

 
(7) Nach Erteilung der Pflegeerlaubnis ist die Kindertages-

pflegeperson gem. § 43 Abs. 3 S. 6 SGB VIII 
verpflichtet, die Stadt Oberhausen über wichtige 
Ereignisse zu unterrichten, die für die Betreuung des 
oder der Kinder bedeutsam sind (z.B. tatsächliches 
Ende der Betreuung, Änderung der familiären 
Verhältnisse, Umzug). 

 
§ 6 

Aufhebung der Pflegeerlaubnis 
 
Bestehen nach Aufnahme der Kindertagespflegetätigkeit 
Zweifel an der Eignung einer Kindertagespflegeperson, 
prüft die Stadt Oberhausen, ob die Erlaubnis zur Kinderta-
gespflege nach Maßgabe der gesetzlichen Bestim-
mungen aufgehoben wird. 
 

§ 7 
Selbstbenannte Kindertagespflegeperson 

 
(1) Bei Benennung einer Person (Verwandte, Freunde, 

Nachbarn) durch die Erziehungsberechtigten, kann 
der Person eine Erlaubnis zur Kindertagespflege 
ausschließlich für das namentlich benannte Kind 
erteilt werden. § 5 Abs. 2 und Abs. 3, mit Ausnahme 
der Nr. 2, 4 und 12, gelten entsprechend. 

 
(2) Die Qualifizierung im Sinne des § 8 muss ab der 

Betreuung eines zweiten Kindes vorliegen. 

§ 8 
Erforderliche Qualifikation 

 
(1) Kindertagespflegepersonen müssen zum Nachweis 

ihrer fachlichen Eignung ein Zertifikat zur Kindertages-
pflegeperson nach dem DJI-Curriculum bzw. nach 
dem QHB vorlegen. 

 
(2) Ab dem Kindergartenjahr 2022/23 sollen alle Kinder-

tagespflegepersonen, die erstmalig diese Tätigkeit 
aufnehmen, gemäß § 21 Abs. 2 KiBiz über eine QHB-
Qualifikation verfügen. 

 
§ 9 

Fortbildungen 
 
(1) Innerhalb von 5 Jahren müssen Fortbildungen im 

Umfang von mindestens 50 Unterrichtseinheiten 
absolviert werden. Jährlich müssen mindestens 7 
Unterrichtseinheiten von der Kindertagespflegeperson 
der Fachstelle Kindertagespflege nachgewiesen wer-
den. Diese sind Voraussetzung für die Neuerteilung 
einer Pflegeerlaubnis gem. § 43 SGB VIII. 

 
(2) Die Teilnahme an einer Fortbildung zum Thema 

„Kinderschutz - § 8a SGB III“ ist für alle Kindertages-
pflegepersonen einmal innerhalb von fünf Jahren 
verpflichtend. 

 
(3) Der Erste-Hilfe-Kurs am Kind wird innerhalb der 

laufenden Pflegeerlaubnis (5 Jahre) einmalig als 
Fortbildung anerkannt. 

 
(4) Die Vorlage der Nachweise über die Teilnahme an 

Fortbildungen/Erste-Hilfe-Kurs am Kind liegen in der 
Verantwortung der Kindertagespflegeperson. Nicht 
vorgelegte Nachweise können zur Nichterteilung bzw. 
zur Aufhebung der Pflegeerlaubnis führen. 

 
§ 10 

Räumliche Voraussetzungen 
 
(1) Kindertagespflege kann im Haushalt der Kindertages-

pflegeperson, in anderen geeigneten Räumen oder im 
Haushalt der Erziehungsberechtigten ausgeübt werden. 

 
(2) Sollte es sich bei den „anderen geeigneten Räumen“ 

um angemietete oder im eigenen Eigentum stehen-
den Wohnraum oder Gewerberäume handeln, die 
ausschließlich zur Betreuung in Kindertagespflege 
genutzt werden, so ist der Bereich Bauordnung der 
Stadt Oberhausen zu involvieren und eine 
Genehmigung auf Nutzungsänderung zu beantragen. 

 
(3) Für die Nutzung von Räumen für eine Großtages-

pflege ist der Bereich Bauordnung der Stadt 
Oberhausen zu involvieren und eine Genehmigung 
auf Nutzungsänderung zu beantragen. 

 
(4) Soll die Betreuung im Rahmen von Kindertagespflege 

in Räumlichkeiten einer Kindertageseinrichtung statt-
finden, so sind der Landschaftsverband Rheinland 
(LVR) und die Heimaufsicht des städtischen Bereichs 
3-1/Kinder, Jugend und Familie einzubeziehen. 

 
(5) Sollten zwei Kindertagespflegestellen in unmittelbarer 

räumlicher Nähe zueinander betreuen, ist eine klare 
räumliche und personelle Abgrenzung dieser beiden 
Kindertagespflegestellen notwendig, um das Erforder-
nis einer Betriebserlaubnis nach § 45 SGB VIII 
auszuschließen. 

 
(6) Näheres zu den räumlichen Voraussetzungen ist der 

Anlage 1 dieser Satzung zu entnehmen. 
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§ 11 
Einsatz von Praktikant*innen 

 
(1) Vor der Aufnahme von Praktikant*innen ist die 

Mitteilung an die Fachstelle Kindertagespflege der 
Stadt Oberhausen über folgende Angaben erforderlich: 
     Persönliche Daten (Name, Adresse, Geburtsdatum) 
     Institutionelle Anbindung (Name der Schule) 
     Zeitraum des Praktikums 
     Zeitliche Anwesenheit des/der Praktikant*in in der 

Kindertagespflegestelle 
 
(2) Von dem/der Praktikant*in muss ein erweitertes 

polizeiliches Führungszeugnis und eine Unter-
suchungsbescheinigung einer/-s niedergelassenen 
Ärztin/Arztes vorgelegt werden. Dies gilt nicht für 
Schülerpraktikant*innen, die ein bis zu dreiwöchiges 
Praktikum absolvieren, sofern sie nur unter Aufsicht 
der Kindertagespflegeperson arbeiten. 

 
(3) Die Aufsichtspflicht ist keinesfalls auf Praktikant*innen 

übertragbar. 
 
(4) Bei einem Praktikum ohne institutionelle Anbindung, 

sind Fragen des Versicherungsschutzes von der 
Kindertagespflegeperson zu klären. 

 
§ 12 

Kinderschutz 
 
(1) Die Kindertagepflegeperson hat gem. § 43 Abs. 3 

SGB VIII das Jugendamt der Stadt Oberhausen 
frühzeitig über Auffälligkeiten und/oder wichtige Ereig-
nisse, die das Kindeswohl betreffen, zu informieren. 

 
(2) Die Teilnahme an der Fortbildung „Kinderschutz - § 8a 

SGB VIII“ ist alle fünf Jahre nachzuweisen. 
 
(3) Die genaue Vorgehensweise bei Anhaltspunkten für 

eine Kindeswohlgefährdung richtet sich nach der 
Anlage 2 dieser Satzung.  

 
§ 13  

Infektionsschutz und hygienische Standards 
 
(1) Das Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von In-

fektionskrankheiten beim Menschen (Infektionsschutz-
gesetz - IfSG) ist in seiner gültigen Fassung bindend. 

 
(2) Die Kindertagespflegepersonen sind als selbstständig 

Tätige selbst dafür zuständig, die für Ihre Arbeit 
wesentlichen Inhalte des Infektionsschutzgesetzes zu 
kennen. 

 
(3) Bei der Verwertung von Lebensmitteln oder bei einer 

Versorgung mit Essen sind die Vorgaben der 
Lebensmittelhygiene zu beachten. 

 
§ 14 

Laufende Geldleistung 
 
(1) Wenn die Voraussetzungen für eine Förderung nach 

den §§ 23 und 24 SGB VIII vorliegen und die Stadt 
Oberhausen örtlich zuständig ist, ist der geeigneten 
Kindertagespflegeperson eine laufende Geldleistung 
zu gewähren. 

 
(2) Der Umfang der laufenden Geldleistung richtet sich 

nach § 23 Abs. 2 SGB VIII sowie den nachfolgenden 
Bestimmungen. 

 
(3) Die Höhe der Geldleistung richtet sich gemäß Anlage 

3 dieser Satzung nach der vereinbarten wöchent-
lichen Betreuungszeit des Kindes und der Qualifikation 
der Kindertagespflegeperson. Die Auszahlung erfolgt 
als Pauschale monatlich pro Kind. Die erste Aus-
zahlung der Pauschale erfolgt zum frühestmöglichen 

       Zeitpunkt; die weiteren Zahlungen erfolgen jeweils 
für den laufenden Monat im Voraus. 

 
(4)   Jegliche Veränderungen, die Einfluss auf die Zahlung 

haben können (insbes. Änderung des Betreuungs-
umfangs, tatsächliches Ende der Betreuung, Ausfall-
zeiten), sind der Fachstelle Kindertagepflege der 
Stadt Oberhausen unverzüglich schriftlich mitzuteilen. 
Bei Veränderungen werden die Zahlungen angepasst. 

 
(5)   Betreuungsstunden über die Stundenpauschale von 

bis zu 45 Stunden wöchentlich hinaus, werden stünd-
lich abgerechnet. Werden genau 60 Stunden Betreu-
ung wöchentlich benötigt, setzt sich der Betrag durch 
zwei Stundenpauschalen zusammen (z.B. 45+15). 

 
(6)   Die monatliche Geldleistung beinhaltet gem. § 24 

Abs. 3 Nr. 6 KiBiz zusätzlich mindestens 1 Stunde 
pro Betreuungswoche für mittelbare Bildungs- und 
Betreuungsarbeit für jedes der Kindertagespflege-
person zugeordnete Kind, um der Kindertagespflege-
person eine qualitative Vor- und Nachbereitungszeit 
des Betreuungsverhältnisses, Bildungsdokumentation 
und Elterngespräche zu ermöglichen. 

 
(7)  Die monatliche Geldleistung wird gem. § 24 Abs. 3 

Nr. 7 KiBiz bereits während der Eingewöhnungszeit 
entsprechend der vereinbarten wöchentlichen 
Betreuungszeit gezahlt.  

 
(8)   Gemäß § 24 Abs. 3 Nr. 9 wird die Höhe der laufenden 

Geldleistung analog zu § 37 KiBiz, unter Berücksich-
tigung der tatsächlichen Kostenentwicklung, jeweils 
zum Beginn eines Kindergartenjahres angepasst. 

 
(9)  Die Auszahlung der Geldleistung erfolgt an die 

Kindertagespflegeperson. Im Rahmen eines Anstel-
lungsverhältnisses kann die Kindertagespflegeperson 
ihre Ansprüche gegenüber der Stadt Oberhausen an 
ihren Anstellungsträger abtreten. Dies erfolgt in Form 
einer Abtretungserklärung. Die Voraussetzungen des 
§ 22 Abs. 6 KiBiz sind einzuhalten. 

 
(10) Die im Vertretungsstützpunkt tätige Kindertages-

pflegeperson erhält monatlich einen Pauschalbetrag. 
Die Höhe des Pauschalbetrags ist der Anlage 3 
dieser Satzung zu entnehmen. Sollte die Kinder-
tagespflegeperson Räumlichkeiten anmieten, gilt  
§ 18 dieser Satzung entsprechend. 

 
(11) Die laufende Geldleistung umfasst gem. § 23 Abs. 2 

SGB VIII 
       a) Die Erstattung angemessener Kosten für den 

Sachaufwand 
       b) Einen Betrag zur Anerkennung der 

Förderungsleistung  
       c) Die Erstattung nachgewiesener Aufwendungen für 

Beiträge zu einer Unfallversicherung 
       d) Die hälftige Erstattung nachgewiesener Aufwendun-

gen zu einer angemessenen Rentenversicherung 
sowie Krankenversicherung/Pflegeversicherung. 

 
(12) Die Erstattung der jeweiligen Beiträge zur Unfall-, 

Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung erfolgt 
auf Antrag der Kindertagespflegeperson. Ein Antrag 
kann pro Monat oder für einen längeren Zeitraum 
gestellt werden. 

 
(13) Ein Anspruch auf (anteilige) Erstattung der Beträge 

der Unfall-, Kranken-, Pflege- und Rentenversiche-
rung besteht nur für Zeiten, in denen ein 
Betreuungsverhältnis und ein Anspruch auf die 
laufende Geldleistung besteht. 
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(14) Das Ende der Zahlung der laufenden Geldleistung 
richtet sich nach § 4. Sollten in einem privat-
rechtlichen Vertrag zwischen der Kindertages-
pflegeperson und den Erziehungsberechtigten 
andere Kündigungsfristen vereinbart worden sein, 
hat dies auf die Einstellung der Zahlungen seitens 
der Stadt Oberhausen keine Auswirkungen. 

 
(15) Werden gesetzliche Vorgaben oder Bestimmungen 

dieser Satzung von der Kindertagespflegeperson 
nicht beachtet oder liegen die Anspruchsvorausset-
zungen nicht mehr vor, prüft die Stadt Oberhausen 
eine Einstellung oder Rückforderung der Geldleistung. 

 
§ 15 

Betreuung von Kindern mit Förderbedarf 
 
(1)   Kindertagespflegepersonen, die Kinder mit Behinde-

rungen oder Kinder, die von wesentlichen 
Behinderungen bedroht sind, betreuen, und bei 
denen dies von einem Träger der Eingliederungshilfe 
festgestellt wurde, erhalten nach Maßgabe der 
Anlage 3 dieser Satzung die doppelte Pauschale. 
Das Betreuungssetting wird um einen Betreu-
ungsplatz reduziert. Vorausgesetzt wird die 
Vernetzung der Kindertagespflegeperson mit rele-
vanten Akteuren (Therapeuten, Kinderärzten, 
Teilnahme an Arbeitskreisen). 

 
(2)   Die doppelte Pauschale steht unter der Bedingung, 

dass die Kindertagespflegeperson über eine zusätz-
liche Qualifikation nach den gültigen Empfehlungen 
des Ministeriums für Kinder, Familie, Flüchtlinge und 
Integration des Landes Nordrhein-Westfalen zur 
Betreuung von Kindern mit Behinderung oder mit 
drohender Behinderung verfügt oder mit einer 
solchen begonnen hat. 

 
§ 16 

Zeitlich flexible Angebotsformen 
 
(1)   Bei regelmäßiger Betreuung von Kindern nach 17:00 

Uhr und vor 07:00 Uhr sowie an Feiertagen und an 
Wochenenden wird auf Antrag eine Pauschale von 
45,00 € pro Kind pro Monat an die Kindertages-
pflegeperson gezahlt. 

 
(2)   Die Pauschale wird erst ab Eingang des Antrags von 

der Stadt Oberhausen ausgezahlt, eine rückwir-
kende Zahlung ist nicht möglich. 

 
(3)   Bei einer Über-Nacht-Betreuung werden in der Zeit 

von 22:00 Uhr bis 05:00 Uhr insgesamt 5 Betreu-
ungsstunden angerechnet. 

 
(4)   Für zeitlich flexible Betreuungsangebote kann 

Kindertagespflege im Haushalt des/der Erziehungs-
berechtigten des Tageskindes erfolgen. Die Förderung 
dieser Kindertagespflege durch die Stadt Ober-
hausen erfolgt nur, wenn die Person im Sinne des  
§ 43 SGB VIII geeignet ist und alle Voraussetzungen 
für eine Pflegeerlaubnis erfüllt. § 5 Abs. 2, 3, 4 und 5 
gelten entsprechend. 

 
§ 17 

Ausfallzeiten von Kindertagespflegepersonen und 
Tageskindern 

 
(1)   Zur Sicherstellung der Betreuungskontinuität auch im 

Vertretungsfall durch die Stadt Oberhausen gem.  
§ 23 Abs. 4 SGB VIII wird entweder seitens der 
Fachstelle Kindertagespflege eine Vertretung organi-
siert, ein Vertretungsstützpunkt (sofern die Kinder-
tagespflegeperson diesem angeschlossen ist) 
genutzt oder ein Zuschuss in Form einer monatlichen  

       Pauschale für die Anstellung einer eigenen 
Vertretungskraft durch die Kindertagespflegeperson 
gewährt. Kindertagespflegepersonen können auch 
eine Vertretung im Rahmen ihres Netzwerkes unter-
einander organisieren. 

 
(2)   Kindertagespflegepersonen in Oberhausen, die eine 

Vertretungskraft anstellen, erhalten eine pauschale 
Vergütung. Die Höhe des monatlichen Pauschal-
betrags ist der Anlage 3 zu entnehmen. Damit sind 
alle Ansprüche der Kindertagespflegeperson gegen-
über der Stadt Oberhausen abgegolten. Eine erfor-
derliche Vertretung wird in der Regel durch die 
Kindertagespflegeperson sichergestellt. 

 
(3)   Bei urlaubs- und krankheitsbedingtem Ausfall der 

Kindertagespflegeperson von bis zu 30 Tagen, aus-
gehend von einer 5-Tage-Woche, im Kindergarten-
jahr wird die monatliche Geldleistung weitergezahlt. 
Darüber hinaus wird die monatliche Geldleistung für 
weitere 10 Tage, ausgehend von einer 5-Tage-Woche, 
bei krankheitsbedingtem Ausfall der Kindertages-
pflegeperson weitergezahlt, für erforderliche Vertre-
tung kommt in diesen 10 Tagen die Kindertages-
pflegeperson finanziell auf. 

 
(4)   Darüberhinausgehende Ausfallzeiten ab dem 31. 

bzw. 41. Ausfalltag der Kindertagespflegeperson 
führen zur Rückforderung der laufenden Geldleis-
tung. Die Ausfallzeiten sind der Fachstelle Kinder-
tagespflege der Stadt Oberhausen jährlich bis zum 
31.08. anhand eines von der Kindertagespflegeperson 
und den Erziehungsberechtigten unterschriebenen 
Vordrucks einzureichen. 

 
(5)   Gesetzliche Feiertage werden nicht als Ausfalltage 

angerechnet. Heiligabend und Silvester zählen jeweils 
als halbe Ausfalltage. 

 
(6)   Kindertagespflegepersonen sprechen ihre Urlaubs-

zeiten gem. § 23 Abs. 2 KiBiz rechtzeitig mit den 
Erziehungsberechtigten ab, so dass diese in der 
Lage sind, dies bei ihrer eigenen Urlaubsplanung zu 
berücksichtigen. 

 
(7)   Die Kindertagespflegeperson reicht der Fachstelle 

Kindertagespflege der Stadt Oberhausen den mit 
den Erziehungsberechtigten abgestimmten Urlaubs-
plan für das Folgejahr bis zum 30.11. ein. 

 
(8)   Wird eine planbare Vertretung benötigt, ist eine 

Mitteilung spätestens acht Wochen vor Vertretungs-
notwendigkeit an die Fachstelle Kindertagespflege 
der Stadt Oberhausen erforderlich. 

 
(9)   Ein sonstiger Vertretungsfall ist der Fachstelle 

Kindertagespflege der Stadt Oberhausen unverzüg-
lich, möglichst vor Betreuungsbeginn mitzuteilen. 

 
(10) Ein Ausfall der Kindertagespflegeperson - gleich aus 

welchem Grund - ist der Fachstelle Kindertages-
pflege der Stadt Oberhausen umgehend mitzuteilen. 

 
(11) Fällt die Kindertagespflegeperson über einen Zeit-

raum von mehr als acht Wochen aus, so wird die 
Vermittlung einer neuen Kindertagespflegeperson 
geprüft und die Zahlung der Geldleistung eingestellt. 

 
(12) Krankheitsbedingte und sonstige Abwesenheitszeiten 

des Kindes, die einen zeitlichen Umfang von bis zu 8 
aufeinander folgenden Wochen nicht überschreiten, 
werden im Sinne von § 24 Abs. 3 Nr. 8 KiBiz weiter 
vergütet. Darüberhinausgehende Fehlzeiten werden 
nicht entgolten. Die Abwesenheit eines Kindes, die 
über 4 zusammenhängende Wochen hinausgeht, ist 
umgehend mitzuteilen. 
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§ 18 
Mietkostenzuschuss 

 
(1) Bei angemieteten Räumen, die ausschließlich der 

Kindertagesbetreuung dienen, wird ein Mietzuschuss 
in Höhe von 60,00 € pro Monat und Betreuungsplatz, 
den ein Oberhausener Kind belegt, gezahlt. Höchst-
grenze für den Mietzuschuss ist die tatsächliche 
Kaltmiete. Die Vorlage des Mietvertrags ist erforderlich. 

 
(2) Ein Mietzuschuss wird nicht gezahlt, wenn die 

Kindertagespflegeperson Eigentümer oder Miteigen-
tümer der Räumlichkeiten ist. 

 
(3) Die Auszahlung erfolgt nach Antragstellung ab dem 

folgenden Monat. Eine rückwirkende Zahlung ist nicht 
möglich. 

 
§ 19 

Fahrtkosten 
 
Kindertagespflegepersonen, die Tageskinder im Rahmen 
der ergänzenden Kindertagespflege betreuen, die nach-
weislich zu oder von einer Kindertageseinrichtung bzw. 
zur oder von der Ganztagsschule gebracht bzw. geholt 
werden müssen, erhalten eine monatliche Fahrtkosten-
pauschale in Höhe von 30,00 €. 
 

§ 20 
Elternbeiträge 

 
(1) Für die Inanspruchnahme von Angeboten der 

Kindertagespflege werden die Erziehungsberech-
tigten im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen 
gemäß § 90 Abs. 1 SGB VIII i. V. m. § 51 KiBiz zu den 
Kosten der Kindertagespflege herangezogen. 

 
(2) Die Höhe des sogenannten Elternbeitrags ergibt sich 

aus der „Satzung der Stadt Oberhausen über die 
Erhebung von Elternbeiträgen für Kindertageseinrich-
tungen und Kindertagespflege“ in der jeweils geltenden 
Fassung. 

 
§ 21 

 Private Zuzahlungen 
 
(1) Zusätzliche Zahlungen der Erziehungsberechtigten an 

die Kindertagespflegepersonen sind gemäß § 51 Abs. 1 
KiBiz gesetzlich ausgeschlossen. 

 
(2) Ein angemessenes Essensgeld darf durch die Kinder-

tagespflegeperson erhoben werden. Die Höhe des 
Essensgeldes sollte sich in der Regel nach dem in 
den städtischen Kindertageseinrichtungen erhobenen 
Betrag richten. 

 
§ 22 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt zum 01.08.2021 in Kraft. Die bisherigen 
Rahmenbedingungen zur Förderung der Kindertages-
pflege in der Stadt Oberhausen vom 01.01.2018 werden 
durch die Satzung ersetzt und treten gleichzeitig außer 
Kraft. 
 
Anlagen: 
•     Anlage 1: Leitfaden für Raumstandards in der 

Kindertagespflege 
•     Anlage 2: Leitfaden zum § 8a SGB VIII für die 

Kindertagespflege 
•     Anlage 3: Finanzielle Förderung der 

Kindertagespflege 

Anlage 1 

Leitfaden für Raumstandards in der Kindertages-
pflege 
 
Stadt Oberhausen 
Fachbereich 3-1-30/ 
Kindertagesbetreuung, Frühkindliche Bildung 
 
Inhalt 

1.   Allgemeines 
2.   Nutzung von Räumlichkeiten zur Kindertagespflege 
3.   Kindgerechte Räumlichkeiten 
3.1 Raumgestaltung 
3.2 Spielmaterialien 
3.3 Außenbereich 
4.   Regelungen zu Kindertagespflegestellen in anderen 

geeigneten Räumen 
5.   Besonderheiten und Verfahrenswege für 

Raumstandards in Großtagespflegestellen 
6.   Besonderheiten und Verfahrenswege bei mehreren 

Kindertagespflegestellen „unter einem Dach“ 
7.   Verantwortliche Zuständigkeiten 
8.  Quellen 
 
1.   Allgemeines 

Voraussetzung zur Erteilung einer Pflegeerlaubnis sind 
gemäß § 43 Abs. 2 Achtes Buch Sozialgesetzbuch - 
Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII) kindgerechte Räume. 
Kindertagespflege kann gemäß § 22 Abs. 5 Gesetz zur 
frühen Bildung und Förderung von Kindern (Kinderbil-
dungsgesetz - KiBiz) auch in geeigneten Räumen außer-
halb des Haushaltes der Kindertagespflegepersonen oder 
Eltern durchgeführt werden.  
 
In den bundes- und landesgesetzlichen Vorschriften des 
SGB VIII und des KiBiz ist der Begriff „kindgerechte 
Räumlichkeiten“ nicht näher definiert. Dieser Leitfaden für 
Oberhausener Kindertagespflegestellen beruht auf den 
Empfehlungen zu geeigneten Räumlichkeiten aus dem 
Handbuch Kindertagespflege des Bundesministeriums für 
Familien, Senioren, Frauen und Jugend sowie aus der 
Broschüre „Gut betreut!“ des Landschaftsverbandes 
Rheinland und dem „Qualitätskatalog Großtagespflege in 
Nordrhein-Westfalen, Sachstand, Empfehlungen und 
Forderungen vom Landesverband Kindertagespflege 
NRW in der jeweils gültigen Fassung. 
 
Des Weiteren wurden die vom Arbeitskreis Kindertages-
pflege erarbeiteten Empfehlungen berücksichtigt. Der 
Arbeitskreis Kindertagespflege wurde 2016 von der 
Unfallkasse NRW gegründet. Dem Arbeitskreis gehören 
u.a. der Bundesverband Kindertagespflege e.V., der 
Landesverband Kindertagespflege NRW sowie der 
Landschaftsverband Rheinland (LVR) sowie der 
Landschaftsverband Westfalen-Lippe an. 
 
2.   Nutzung von Räumlichkeiten zur Kindertagespflege 

Zur Vermeidung möglicher Konflikte sollte im Vorfeld die 
Betreuung von Tageskindern mit der/dem Vermieter*in 
oder bei Eigentumswohnungen mit der Eigentümer-
gemeinschaft geklärt und ggf. mit den unmittelbaren 
Nachbar*innen besprochen werden. Die Einverständnis-
erklärung der Vermieterin/des Vermieters sollte schriftlich 
eingeholt werden. Räumlichkeiten, die zu Wohnzwecken 
angemietet werden, dürfen in der Regel nicht ohne 
vorherige Einwilligung der Vermieterin/des Vermieters für 
andere Zwecke als zum Wohnen genutzt werden. 
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3.   Kindgerechte Räumlichkeiten 

Kindgerechte Räume müssen über Tageslicht verfügen, 
sind hell und freundlich zu gestalten. Sie müssen den 
Kindern genügend Bewegungsfreiheit bieten und von 
ihnen gefahrlos genutzt werden können. Dies bedeutet, 
dass Kindertagespflegepersonen über Räume verfügen 
sollten, die sicher sind, in denen sich Kinder wohlfühlen, 
sich altersgemäß entwickeln und entsprechend individuell 
gefördert werden können. 
 
Sofern die Kindertagespflege im Haushalt der 
Kindertagespflegeperson stattfindet, ist sicherzustellen, 
dass die Räumlichkeiten anregend und entwicklungs-
fördernd gestaltet sind und den Bildungsprozess unter-
stützen. Es sind Rückzugsgelegenheiten und für jedes 
Kind eine eigene Schlafmöglichkeit einzurichten sowie 
altersgerechte Spielmöglichkeiten vorzuhalten. 
 
Zur Beurteilung der Betreuungsräume hinsichtlich der 
Geeignetheit für die Kindertagespflege sind folgende 
Punkte zu beachten: 
 
3.1 Raumgestaltung 

•     Die Räume sind sauber, sicher, hell, gut belüftet und 
temperiert. 

•     Es ist ausreichend Platz für Spiel und Bewegung 
sowie zum Rückzug zu schaffen. 

•     Die Räume sind anregungsreich sowie kindgerecht 
gestaltet und in einen Sanitär-, Spiel-, Ess- und 
Schlafbereich unterteilt. 

•     Es werden geeignete Spiel- und Beschäftigungs-
materialien vorgehalten. 

•     Die Küche verfügt über eine Spüle und einen 
Kühlschrank. 

•     Es ist für jedes Betreuungskind ein eigener ruhiger 
Schlafplatz (Bett o. Matratze) vorhanden. 

•     Für ältere Kinder ist bei Bedarf ein geeigneter, ruhiger 
Platz zur Erledigung der Schularbeiten vorzuhalten. 

•     Es ist für jedes Kind ein eigener Platz (Stuhl oder 
Hocker an einem Tisch) für die gemeinsame 
Einnahme von Mahlzeiten vorhanden. 

•     Die Möbel müssen sich in einem guten sowie 
sauberen Zustand befinden und kindersicher sein. 

•     Für die Kinder sind zugängliche Aufbewahrungs-
möglichkeiten für Spielmaterialien (Kisten, Regale) 
vorhanden. 

•     Die Kindertagespflegestelle hält persönliche Bereiche 
für jedes Tageskind vor (z. B. Schublade, Regalfach). 

•     Es ist ein geeigneter und hygienischer Platz für die 
Pflege vorhanden. 

•     Die Räume sind kindersicher zu gestalten. Bereits im 
Vorfeld der Betreuung sind die Betreuungsräume, 
Einrichtungsgegenstände sowie Spielzeug auf mögliche 
Gefahrenquellen zu prüfen. Sicherheitsmängel sind 
vor Aufnahme der Betreuung zu beseitigen. Es werden 
Maßnahmen zu Unfallverhütung getroffen. Die Um-
setzung von Sicherheitsaspekten wird protokolliert. 

 
Besonderheiten bei Übernachtungskindern 
•     Für Übernachtungskinder ist ein eigener Schlafplatz 

vorzuhalten. Die Übernachtbetreuung ist mit der 
Fachberatung abzustimmen. 

 
3.2 Spielmaterialien 

•     Es ist eine ausreichende Ausstattung mit alters-
entsprechendem Spiel- und Beschäftigungsmaterial, 
das der Förderung und Bildung von Kindern dient, 
vorhanden. Dieses muss sich in gutem Zustand 
befinden. Die regelmäßige Überprüfung wird voraus-
gesetzt. 

•     Die Materialien sind nach Funktionsbereichen geord-
net und verfügbar. 

 
3.3 Außenbereich 

•     In direkter Umgebung zur Kindertagespflegestelle 
befinden sich Bewegungs- und Spielmöglichkeiten. 
Sofern kein eigener Garten vorhanden ist, sollte ein gut 
zu erreichender Spielplatz oder Park vorhanden sein. 

•     Sicherheitsaspekte sind berücksichtigt: Bei einem 
eigenen Garten müssen Sicherheitsrisiken in Eigen-
verantwortung der Kindertagespflegepersonen aus-
geräumt werden. Bei einem Spielplatz oder Park 
obliegen die Sicherheitsrisiken der Spielgeräte nicht 
den Kindertagespflegepersonen. 

•     Das Außengelände ist für Kinder leicht und sicher 
fußläufig zu erreichen. 

•     Der Außenbereich ist so gestaltet, dass dieser 
entwicklungsfördernde und anregende Erfahrungen in 
den Bereichen Bewegung, Spiel, Begegnung und 
Erkundung ermöglicht. 

•     Die Außenspielflächen werden unter Beachtung der 
Informationen für Sicherheit und Gesundheit der 
Gesetzlichen Unfallversicherung (GUV) gestaltet. 

 
4.   Regelungen zu Kindertagespflegestellen in ande-

ren geeigneten Räumen 

Kindertagespflege kann gemäß § 22 Abs. 5 KiBiz auch in 
anderen geeigneten Räumen geleistet werden, die weder 
zum Haushalt der Kindertagespflegepersonen noch zum 
Haushalt der Eltern gehören. 
 
Die Betreuung in anderen geeigneten Räumen zeichnet 
sich durch die räumliche Trennung vom Familienhaushalt 
der Kindertagespflegeperson und der Betreuung von 
Tageskindern aus. Das bedeutet, dass die Räume anders 
gestaltet und eingerichtet werden als bei der Betreuung 
im eigenen Haushalt. Der familienähnliche Charakter der 
Kindertagespflege sollte erhalten bleiben. 
 
Darüber hinaus handelt es sich bei Kindertagespflege in 
anderen geeigneten Räumen baurechtlich nicht um eine 
Wohnnutzung. In der Regel ändern sich damit die zu 
beachtenden bauplanungs- und bauordnungsrechtlichen 
Vorschriften. Vor Nutzung der Räumlichkeiten muss 
daher immer die Abstimmung mit der zuständigen 
Bauaufsichtsbehörde erfolgen und eine Nutzungs-
änderung beantragt werden. Eine Inbetriebnahme der 
Räumlichkeiten darf erst nach abschließender Abnahme 
durch die Baubehörde (im baurechtlichen Sinne) und die 
Fachberatung (im pädagogischen Sinne) erfolgen. 
 
Die Verantwortung für den Antrag auf Nutzungsänderung 
liegt bei der Kindertagespflegeperson, ggf. in Absprache 
mit der/dem Vermieter*in 
 
Die Räume dürfen ausschließlich für die Kindertages-
pflege genutzt und nicht untervermietet werden, sobald 
die Stadt Oberhausen Mietzuschüsse gewährt. 
 
5.   Besonderheiten und Verfahrenswege für Raum-

standards in Großtagespflegestellen 

Bei einem Zusammenschluss von maximal drei 
Kindertagespflegepersonen zu einer Großtagespflege-
stelle kann die Betreuung in geeignetem, angemietetem 
Wohnraum, in Gewerberäumen, in Räumen einer 
Kindertageseinrichtung oder einer Gemeinde, eines freien 
Trägers der Jugendhilfe oder einer vergleichbaren 
Einrichtung erfolgen.
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Soll die Betreuung im Rahmen von Kindertagespflege in 
Räumlichkeiten einer Kindertageseinrichtung stattfinden, 
so sind der Landschaftsverband Rheinland (LVR) und die 
örtliche Heimaufsicht einzubeziehen. 
 
Bei der Gründung einer Großtagespflegestelle müssen 
neben der Überprüfung der Räume durch die örtlich 
zuständige Fachberatung und den Bereich Bauordnung 
die Vorgaben aus dem Gesundheits- und Veterinärbereich 
in die Abnahme einbezogen werden. 
 
Bezüglich der erforderlichen Raumgröße und des 
Raumprogramms dienen die aktuellen Ausführungen des 
Landesjugendamtes Rheinland mit der Broschüre „Gut 
betreut“ und die Rahmenbedingungen der Großtages-
pflege als Orientierung. 
 
•     Pro Kind sollten ca. 6 qm Spiel-, Schlaf- und 

Aufenthaltsfläche berechnet werden. Die Fläche der 
allgemeinen Räume (Sanitär, Garderobe und Küche) 
sind zusätzlich zu berücksichtigen. 

•     Die Fußböden sollten wischbar und gut zu reinigen sein. 
•     Es sind verschiedene Funktionsbereiche (Essbereich, 

Spielbereich, Schlaf- bzw. Rückzugsmöglichkeiten) 
einzurichten. 

•     Eine Küche mit Küchenzeile, die ein gemeinsames 
Zubereiten von Mahlzeiten ermöglicht, sollte vorhanden 
sein. 

•     Der Sanitärbereich soll von den Kindern eigenständig 
genutzt werden können. Bei der Ausgestaltung sollte 
die Intimsphäre der Kinder berücksichtigt werden. Der 
Sanitärbereich muss nicht über eine Kleinkinder- 
toilette oder ein Kleinkinderwaschbecken verfügen. Es 
ist jedoch erforderlich, dass für die Kleinkinder ein 
rutschfester Hocker und ein altersgerechter Toiletten-
sitz vorhanden sind. 

•     In direkter Anbindung an die Räume oder in fußläu-
figer Entfernung sollte ein sicher zu erreichendes 
Außengelände vorhanden sein (u.a. unter Berück-
sichtigung der Kinderanzahl und deren Alter). Das 
Außengelände sollte so gestaltet werden, dass es 
Möglichkeiten für entwicklungsfördernde und anre-
gende Erfahrungen im Bereich der Bewegung des 
Spiels und der Erkundung bieten. 

 
6.   Besonderheiten und Verfahrenswege bei mehreren 

Kindertagespflegestellen „unter einem Dach“ 

Werden mehrere Kindertagespflegestellen in räumlicher 
Nähe, „unter einem Dach“ oder organisatorisch verknüpft 
angeboten, sind die Abgrenzungskriterien in besonderer 
Weise zu beachten. Unter einer räumlichen Abgrenzung 
ist zu verstehen, dass jede der Tagespflegestellen eine 
eigene in sich geschlossene und unabhängige Einheit 
bildet. Die Kindertagespflegestelle verfügt über einen sepa-
raten Eingang, eine eigene Küche sowie einen eigenen 
Sanitärbereich (Toilette/Wickelbereich). Ebenfalls sind die 
weiteren Räume (Rückzugsraum, Schlafraum) ausschließ-
lich innerhalb der in sich geschlossenen (Groß-) 
Tagespflegestelle zu nutzen. 
 
7.   Verantwortliche Zuständigkeiten 

Die Fachberater*innen der Kindertagespflege nehmen die 
Räumlichkeiten der Kindertagespflegestelle ab und über-
prüfen die Kindersicherheit und kindgerechte Ausstattung. 
Die Kindertagespflegepersonen tragen eigenverant-
wortlich dafür Sorge, die Sicherheit in ihren Räumlichkeiten 
zu prüfen und zu gewährleisten. Die Vorgaben der jeweils 
zuständigen Behörden, wie dem Bauordnungsamt und 
der Lebensmittelhygiene, sind ebenfalls eigenverant-
wortlich einzuhalten. 

Mit ihrer Unterschrift der Selbsterklärung bestätigen die 
Kindertagespflegepersonen die Kenntnisnahme und 
Ausführung des „Leitfadens für Raumstandards in der 
Kindertagespflege“. 
 
8. Quellen  

http://www.handbuchkindertagespflege.de/fileadmin/Dok
umente/Einleitung/handbuch_kindertagespflege_gesamt
_januar_2021_bf.pdf) 
 
https://publi.lvr.de/publi/PDF/658-Gut-betreut.pdf 
 
https://www.kindertagespflegekoeln.de/wpcotent/uploads/
2019/05/QualitatskatalogGrotagespflegeinNRWfinalDow
nloadMR03.05.2019.pdf) 
 
https://www.unfallkasse-nrw.de/sicherheit-und-gesund-
heitsschutz/betriebsart/kindertagespflege.html 
 
 
Anlage 2 

Leitfaden zum § 8a SGB VIII für die Kindertagespflege 
 
Stadt Oberhausen 
Fachbereich 3-1-30/ 
Kindertagesbetreuung, Frühkindliche Bildung 
 
Inhalt 

Vorbemerkung 
1.  Gesetzliche Grundlage 
2.  Ziel des Leitfadens ist es 
3 . KiWo-Skala Anhang 1 
4.  Handlungsschritte 
5.   Einbeziehung der insoweit erfahrenen Fachkraft und 

anderer Fachdienste 
6.  Dokumentation 
7.  Zusammenarbeit mit den Sorgeberechtigten/Schutz-

vereinbarung 
8.  Datenschutz 
9.   Kooperation zwischen der Kindertagespflege und 

Regionalteam im Fall der Mitteilung einer Kindeswohl-
gefährdung 

 
Vorbemerkung 

Der Schutz von Kindern vor Gefahren für ihr Wohl war 
und ist oberster Auftrag und generelles Ziel der 
öffentlichen wie auch der freien Jugendhilfe. Es gilt Kinder 
und Jugendliche davor zu bewahren, dass sie in ihrer 
Entwicklung durch den Missbrauch elterlicher Rechte oder 
Vernachlässigung Schaden erleiden. Im Gesetz heißt es, 
Kinder und Jugendliche sind vor Gefahren für ihr Wohl zu 
schützen (§ 1 Abs.3 Nr.3 SGB VIII). Der § 8a SGB VIII 
konkretisiert diesen allgemeinen staatlichen Schutzauftrag 
als Aufgabe der Jugendämter. Für die Fachkräfte in 
Kindertageseinrichtungen wurden im August 2013 der 
ergänzende Leitfaden zum öffentlich rechtlichen Vertrag 
zwischen der Stadt Oberhausen und den Trägern von 
Kindertageseinrichtungen/der Dienstanweisung zum § 8a 
SGB VIII erarbeitet. Dort wurden die Abläufe bei einer 
Kindeswohlgefährdung verbindlich festgelegt. 
 
Für die Kindertagespflegepersonen (KTTP) kommt eine 
vertragliche Vereinbarung zum § 8a SGB VIII nicht in 
Betracht, da sie nicht als angestellte Fachkräfte eines 
Trägers gelten, sondern als (semi-) professionelle selbst-
ständig Tätige. Ihre Pflicht des Tätigwerdens zur 
Gewährleistung des Kinderschutzes ergibt sich aus der 
Mitteilungspflicht gem. § 43 SGB VIII. Danach sind sie 
verpflichtet wichtige Ereignisse, die für die Betreuung des 
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Kindes wichtig sind, der Fachberatung der Kindertages-
pflege mitzuteilen. Es ist sinnvoll im Bereich der Kinder-
tagesbetreuung ein einheitliches Verfahren zur Gewähr-
leistung des Kinderschutzes festzulegen, weshalb der 
vorgenannte, bestehende Leitfaden zum § 8a SGB VIII für 
die Kindertagespflege weitestgehend übernommen wird. 
 
1. Gesetzliche Grundlage 

§ 8a SGB VIII Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung 
 
(1) Werden dem Jugendamt gewichtige Anhaltspunkte für 

die Gefährdung des Wohls eines Kindes oder 
Jugendlichen bekannt, so hat es das Gefährdungs-
risiko im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte 
einzuschätzen. Soweit der wirksame Schutz dieses 
Kindes oder dieses Jugendlichen nicht in Frage 
gestellt wird, hat das Jugendamt die Erziehungs-
berechtigten sowie das Kind oder den Jugendlichen in 
die Gefährdungseinschätzung einzubeziehen und, 
sofern dies nach fachlicher Einschätzung erforderlich 
ist, sich dabei einen unmittelbaren Eindruck von dem 
Kind und von seiner persönlichen Umgebung zu ver-
schaffen. Hält das Jugendamt zur Abwendung der 
Gefährdung die Gewährung von Hilfen für geeignet 
und notwendig, so hat es diese den Erziehungs-
berechtigten anzubieten. 

 
(2) Hält das Jugendamt das Tätigwerden des Familien-

gerichts für erforderlich, so hat es das Gericht anzu-
rufen; dies gilt auch, wenn die Erziehungsberechtigten 
nicht bereit oder in der Lage sind, bei der Abschätzung 
des Gefährdungsrisikos mitzuwirken. Besteht eine 
dringende Gefahr und kann die Entscheidung des 
Gerichts nicht abgewartet werden, so ist das 
Jugendamt verpflichtet, das Kind oder den 
Jugendlichen in Obhut zu nehmen. 

 
(3) Soweit zur Abwendung der Gefährdung das Tätigwer-

den anderer Leistungsträger, der Einrichtungen der 
Gesundheitshilfe oder der Polizei notwendig ist, hat 
das Jugendamt auf die Inanspruchnahme durch die 
Erziehungsberechtigten hinzuwirken. Ist ein sofortiges 
Tätigwerden erforderlich und wirken die Personensorge-
berechtigten oder die Erziehungsberechtigten nicht mit, 
so schaltet das Jugendamt die anderen zur Abwen-
dung der Gefährdung zuständigen Stellen selbst ein. 

 
(4) In Vereinbarungen mit den Trägern von Einrichtungen 

und Diensten, die Leistungen nach diesem Buch 
erbringen, ist sicherzustellen, dass 

 
     1. deren Fachkräfte bei Bekanntwerden gewichtiger 

Anhaltspunkte für die Gefährdung eines von ihnen 
betreuten Kindes oder Jugendlichen eine 
Gefährdungseinschätzung vornehmen, 

     2. bei der Gefährdungseinschätzung eine insoweit erfah-
rene Fachkraft beratend hinzugezogen wird sowie 

     3. die Erziehungsberechtigten sowie das Kind oder 
der Jugendliche in die Gefährdungseinschätzung   
einbezogen werden, soweit hierdurch der wirksame 
Schutz des Kindes oder Jugendlichen nicht in 
Frage gestellt wird. 

 
     In die Vereinbarung ist neben den Kriterien für die 

Qualifikation der beratend hinzuzuziehen insoweit 
erfahrenen Fachkraft insbesondere die Verpflichtung 
aufzunehmen, dass die Fachkräfte der Träger bei den 
Erziehungsberechtigten auf die Inanspruchnahme von 
Hilfen hinwirken, wenn sie diese für erforderlich halten, 
und das Jugendamt informieren, falls die Gefährdung 
nicht anders abgewendet werden kann. 

(5) Werden einem örtlichen Träger gewichtige Anhalts-
punkte für die Gefährdung des Wohls eines Kindes 
oder eines Jugendlichen bekannt, so sind dem für die 
Gewährung von Leistungen zuständigen örtlichen 
Träger die Daten mitzuteilen, deren Kenntnis zur 
Wahrnehmung des Schutzauftrags bei Kindeswohl-
gefährdung nach § 8a erforderlich ist. Die Mitteilung 
soll im Rahmen eines Gespräches zwischen den 
Fachkräften der beiden örtlichen Träger erfolgen, an 
dem die Personensorgeberechtigten sowie das Kind 
oder der Jugendliche beteiligt werden sollen, soweit 
hierdurch der wirksame Schutz des Kindes oder des 
Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird. 

 
     Das „Kindeswohl“ ist ein zentraler Begriff aus dem 

Familienrecht, der nach dem Schutz des Kindes fragt. 
Dennoch gibt es keine einheitliche Definition des 
Begriffs. Juristisch gesehen ist das Kindeswohl ein 
unbestimmter Rechtsbegriff, d.h. seine Auslegung 
bezieht sich immer auf einen konkreten Einzelfall und 
die jeweils gegebenen Umstände. Das Bürgerliche 
Gesetzbuch (BGB) bezeichnet es als Kindeswohlge-
fährdung, wenn das geistige, körperliche oder seelische 
Wohl eines Kindes gefährdet ist und die Erziehungs-
berechtigten nicht bereit oder in der Lage sind, die 
Gefahr für das Kind abzuwenden. Nur wenn diese 
Voraussetzungen erfüllt sind, ist der Staat berechtigt, 
in das Recht der elterlichen Sorge einzugreifen, um 
damit das Wohl des Kindes sicher zu stellen. Die 
Schwelle für einen legitimen Eingriff des Staates in 
das Elternrecht stellt zu Recht eine hohe Hürde dar. 
Der fachliche Blick pädagogischer Institutionen auf 
Auffälligkeiten in der physischen, psychischen und 
sozialen Entwicklung von Kindern gehört zum normalen 
Aufgabengebiet der dort tätigen Fachkräfte, deren 
Handlungsinstrumentarien in der Regel unterhalb der 
Eingriffsschwelle angesiedelt sind und somit noch 
einen präventiven Charakter haben (s. Leitfaden zum 
Umgang mit auffälligen Kindern). Kindeswohl-
gefährdung dagegen erfordert und berechtigt in 
abschließender Konsequenz zur Intervention. 

 
2.  Ziel des Leitfadens ist es 

•     Verbindlichkeit und Handlungssicherheit herzustellen 
•     eine fachliche Orientierung zu geben 
•     Kooperation durch abgestimmte Verfahren zu erleich-

tern 
•     die Arbeit der pädagogischen und sozialarbeiterischen 

Fachkräfte für alle Beteiligten transparent und 
berechenbar zu gestalten 

 
3.  KiWo-Skala Anhang 1 (Einschätzskala zur Kindes-

wohlgefährdung gemäß § 8a SGB VIII) 

Für das Verfahren der Gefährdungseinschätzung bei 
gewichtigen Anhaltspunkten haben sich die Oberhausener 
Träger und die beteiligten Stellen des Jugendamtes auf 
die Anwendung der KiWo-Skala verständigt. Die Skala 
ermöglicht durch strukturierte Erfassung und Auswertung, 
ob im Alltag wahrgenommene kritische Auffälligkeiten 
beim Kind, bei den Eltern oder in der Eltern-Kind-
Beziehung einen Gefährdungsverdacht des Kindeswohls 
bestätigen. Die Skala wird nur bei einem konkreten 
Verdacht auf Kindeswohlgefährdung eingesetzt und ist in 
das Ablaufschema zum Vorgehen bei der Erfüllung des 
Schutzauftrages eingebunden. Die Fachstelle Kinder-
tagespflege wird ebenfalls auf diese Skala zurückgreifen. 
Die Skala wird von der Fachstelle der Kindertagespflege 
anhand der Informationen und Beobachtungen der 
Kindertagespflegeperson (KTTP) ausgefüllt. Eine 
Gefährdungseinschätzung erfolgt im Team der Fachstelle 
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Kindertagespflege. Bei der Einschätzung ist nicht allein 
die Ausprägung der Anhaltspunkte zu berücksichtigen, 
sondern es ist immer auch der Blick auf das bisher 
gewonnene Gesamtbild des Kindes zu werfen. 
 
4.  Handlungsschritte 

Die Sicherstellung des Schutzauftrages liegt in der 
Verantwortung der Fachstelle Kindertagespflege. Diese 
ist auf eine enge Kooperation mit der KTPP angewiesen, 
da diese die Beobachtungen beim Kind wahrnimmt und 
meldet. Aufgabe der Fachberatung ist es gemeinsam mit 
der KTPP Beobachtungskriterien zu erarbeiten. Die 
Mitteilungspflicht der KTPP endet nicht durch eine erste 
Mitteilung. Vielmehr handelt es sich um einen 
Beobachtungsprozess, in welchem die KTPP die 
Fachberatung weiterhin über gravierende Veränderungen 
auf dem Laufenden hält. 
 
Die Fachberatung hat dafür Sorge zu tragen, dass sie 
sich über die weiteren Entwicklungen informiert, in dem 
sie in regelmäßigem Kontakt mit der KTTP steht und die 
weiteren Abläufe und Vereinbarungen dokumentiert. 
 
Ergibt sich bei der Beobachtung auffälliger Entwick-
lungsmerkmale bei Anwendung der KiWo-Skala kein 
Hinweis auf eine Kindeswohlgefährdung, so ist/sind 
seitens der Fachberatung 

• das Kind weiter intensiv durch die KTPP zu beobachten 
und Notizen zu machen; hierzu erarbeiten die Fach-
beratung und die KTPP Beobachtungskriterien, z.B. wie 
oft kann ein wunder Po festgestellt werden 

• gegebenenfalls eigene Beobachtungen seitens der 
Fachberatung der Kindertagespflege während der 
Betreuung der Kindertagespflegeperson vorzunehmen; 
in jedem Fall muss ein intensiver Austausch gewährleistet 
sein 

• gegebenenfalls ein Elterngespräch anzubieten 
 
Ergibt sich bei der Beobachtung auffälliger Entwick-
lungsmerkmale bei Anwendung der KiWo-Skala ein 
Verdacht auf eine geringe Kindeswohlgefährdung, so 
ist/sind 

• ein Gespräch mit den Eltern bzgl. der Gefährdungsein-
schätzung zu führen 

• Rücksprache mit einer Kollegin der Fachstelle Kinder-
tagesberatung zu halten, Vorschläge über mögliche 
Hilfen zu erarbeiten 

• das Kind weiter zu beobachten  
 
Ergibt sich bei der Beobachtung auffälliger Entwick-
lungsmerkmale bei Anwendung der KiWo-Skala ein 
Verdacht auf eine mittlere Kindeswohlgefährdung, so 
ist/sind 

• ein Fachgespräch im Team der Fachberatung Kinder-
tagespflege zu führen und zu dokumentieren 

• ein Gespräch mit den Eltern bzgl. der Gefährdungsein-
schätzung zu führen  

• Vorschläge über mögliche Hilfen zu machen 
 
Der weitere Verlauf ist von der Zugänglichkeit und der 
Bereitschaft zur Mitarbeit der Eltern geprägt. Nehmen die 
Eltern Hilfen in Anspruch, verändert sich das Verhalten 
und reduzieren sich die Verdachtsmomente, sind keine 
weiteren Maßnahmen erforderlich. Das Kind ist weiter zu 
beobachten. Sollten Eltern Gesprächs- und Hilfsangebote 
verweigern oder sollten keine Veränderungen und eine 
Reduzierung der Verdachtsmomente erkennbar sein, 
ergibt sich daraus immer ein Verdacht auf eine hohe 
Gefährdung. 

Ergibt sich bei der Beobachtung auffälliger Entwick-
lungsmerkmale bei Anwendung der KiWo-Skala ein 
Verdacht auf eine hohe Kindeswohlgefährdung, so 
ist/sind 

• ein Fachgespräch mit der Arbeitsgruppenleitung/Team-
leitung der Kindertagespflege zu führen 

• eine insoweit erfahrene Fachkraft einbeziehen (Anhang 5) 
• ein Gespräch mit den Eltern ist zu führen und ihnen 

mitzuteilen - sofern die Information nicht zu einer weiteren 
Gefährdung des Kindes führt  -, dass aufgrund der Ge-
fährdungseinschätzung eine Mitteilung an das zuständige 
Regionalteam Erzieherische Hilfen gemacht wird 
(Anhang 2, mit Kontaktdaten des Regionalteams) 

• das Regionalteam Jugendhilfe mit dem abgestimmten 
Mitteilungsbogen (Anhang 3) informieren 

• das weitere Vorgehen mit dem Regionalteam Jugend-
hilfe abzuklären 

• bei besonderen Vorkommnissen, bei denen weitergehend 
schwerwiegende Entwicklungen drohen und ein Einschal-
ten der Polizei und Presse zu erwarten sind, die Fach-
bereichsleitung zu informieren. 

 
5.   Einbeziehung der insoweit erfahrenen Fachkraft 

und anderer Fachdienste 

Die Gefährdungseinschätzung des Teams der Fach-
beratung Kindertagespflege mit der „insoweit erfahrenen 
Fachkraft“ erfolgt immer ohne die betroffenen Eltern und 
ohne das Kind. Die Daten des Kindes/der Familie sind 
gegenüber der „insoweit erfahrenen Fachkraft“ zu 
anonymisieren oder zu pseudonymisieren. Die Mitarbeiter/ 
Mitarbeiterinnen der Kindertagespflege können sich 
bezüglich der Beratung durch eine insoweit erfahrene 
Fachkraft an die aufgeführten Stellen wenden. (Anhang 4 
Beratungsstellen) 
 
Die Zusendung bereits vorhandener Einschätzungsbögen 
oder Gesprächsprotokolle und Handlungsvereinbarungen 
erleichtert die qualifizierte Vorbereitung auf die Beratung 
und kann die Dauer des Beratungseinsatzes verkürzen. 
Für die Anfrage zur Beratung durch eine „insoweit 
erfahrene Fachkraft“ kann ein Formblatt (Anhang 5 
Anfrage Beispiel) genutzt werden. Ist das Ergebnis der 
Beratung der Verdacht auf eine hohe Gefährdung, ist mit 
dem abgestimmten Mitteilungsverfahren das Regionalteam 
Jugendhilfe durch die Kindertagespflege zu informieren. 
 
Die Eltern sind im nächsten Schritt zur Gewinnung weiterer 
Informationen in den Prozess einzubeziehen und über die 
Einschätzung zu informieren. Die Gespräche, in denen 
die Fachberatung empathisch auf Eltern eingehen sollte, 
diese aber auch mit der gewonnen Einschätzung konfron-
tieren muss, können ebenfalls Gegenstand des Bera-
tungsprozesses sein. Es besteht neben anderen fachlich/ 
sinnvollen Alternativen auch die Möglichkeit, die „insofern 
erfahrene Fachkraft“ direkt in das Elterngespräch mit 
einzubeziehen. An diesem Punkt verlässt die „insofern 
erfahrende Fachkraft“ die beratende Rolle. 
 
6.  Dokumentation 

Die gewonnene Einschätzung, die hieraus resultierenden 
Maßnahmen, die Elterngespräche und die Zielverein-
barungen sind zu dokumentieren. 
 
7.  Zusammenarbeit mit den Sorgeberechtigten/ 

Schutzvereinbarung 

Bei dem Vorliegen einer geringen bzw. mittleren 
Gefährdung sind Eltern nicht nur über die Gefährdungs-
einschätzung zu informieren, sondern mit ihnen ein 
Hilfeverständnis zu entwickeln und Vorschläge über 
mögliche Hilfen zu machen. 
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Darunter sind Informationen über Angebote außerhalb 
der Kindertagespflege und die Vermittlung zu unter-
stützenden Angeboten genauso zu verstehen wie die 
Einleitung einer Ursachenforschung und Diagnostik. 
 
Hierfür steht zur Unterstützung der präventiven Arbeit und 
der Installierung passgenauer Hilfsangebote bereits der 
standardisierte „Leitfaden zum Umgang mit auffälligen 
Kindern“ mit einer entsprechenden Unterstützungs-
anfrage zur Verfügung. Mit der Unterstützungsanfrage 
können sowohl das Regionalteam als auch der Kinder- 
und Jugendgesundheitsdienst einbezogen werden. Die 
Unterstützungsanfrage ist jedoch keine Meldung zur 
Sicherung des Kindeswohls im Sinne des § 8a SGB VIII. 
Wesentlicher Bestandteil der präventiven Arbeit ist immer 
der Dialog mit den Eltern, das Hinwirken auf die 
Inanspruchnahme weitergehender Hilfen und die Doku-
mentation aller Beobachtungen und Handlungsschritte. 
 
Mit den Eltern sind klare und realisierbare Absprachen 
und Vereinbarungen zur Veränderung der Situation 
vorzunehmen. Dieses kann  mittels eigener Dokumen-
tationsformen oder zum Beispiel mit einer Handlungs- 
und Schutzvereinbarung (Anhang 6 Beispiel) erfolgen. 
Die getroffenen Zeit/Zielplanungen sind zu überprüfen. 
 
8.  Datenschutz 

Die Zulässigkeit der Erhebung, Verarbeitung und Nutzung 
von Sozialdaten wird durch den § 35 SGB I und die §§ 67 
bis §§ 85a SGB X geregelt. Die spezifischen 
Datenschutzregeln der Jugendhilfe im SGB VIII haben 
jedoch Vorrang vor dem SGB I, dem SGB X, dem 
Bundes- und Landesdatenschutzgesetz. 
 
Grundsätzlich sind die Vorschriften des Sozialdaten-
schutzes zu beachten. In den konkret beschriebenen 
Handlungsschritten des Leitfadens spiegeln diese sich 
deutlich wieder. 
 
Bei akuten Gefährdungssituationen steht der 
Kinderschutz vor dem Datenschutz. 
 
Zugleich gilt aber auch, dass der Datenschutz eine 
wesentliche Voraussetzung für einen erfolgreichen 
Hilfeprozess ist, weil er die notwendige Vertrauens-
beziehung zwischen den Familien und allen sozialpäda-
gogischen Fachkräften schützt und fördert. 
 
9.   Kooperation zwischen der Kindertagespflege und 

Regionalteam im Fall der Mitteilung einer 
Kindeswohlgefährdung 

Erster Adressat für die Mitteilung über eine Kindes-
wohlgefährdung ist in allen Fällen das Regionalteam 
Erzieherische Hilfen Oberhausen. 
 
Die schriftliche Mitteilung über eine Kindeswohlgefährdung 
gem. § 8a Abs. 4 SGB VIII (Anhang 3) ist der zuständigen 
Regionalteamleitung zunächst telefonisch anzukündigen 
und anschließend diesem sofort per Fax (Anhang 2) 
zuzuleiten. 
 
Die Telefone in den Regionalteams sind montags bis don-
nerstags in der Zeit von 07:30 bis 16:15 Uhr und freitags 
von 07:30 bis 13:00 Uhr erreichbar (Regelarbeitszeit). Die 
Regionalteamleitung stellt während dieser Zeit die 
Erreichbarkeit auch im Falle persönlicher Abwesenheit 
durch entsprechende interne organisatorische Verein-
barungen und Vorkehrungen sicher. Die mitteilende Stelle 
erhält im Falle des Faxversands auf dem gleichen Weg 
eine Eingangsbestätigung (Anhang 7) der Regionalteam-

leitung, aus der die namentliche Zuständigkeit der 
Sachbearbeitung und deren Erreichbarkeit ersichtlich ist. 
 
Im Falle der persönlichen Übergabe einer Gefährdungs-
mitteilung wird diese mit einem Eingangsvermerk des 
Regionalteams versehen, aus dem das Datum und die 
Uhrzeit der Übergabe hervorgehen. Die Zuständigkeit 
wird der mitteilenden Stelle in diesem Fall entweder 
unmittelbar persönlich oder telefonisch mitgeteilt. Im Fall 
einer dringenden Gefährdung des Kindeswohls ist die mit-
teilende Stelle vorab befugt, alles Erforderliche zur 
Gefahrenabwehr für ein Kind selbst einzuleiten. Z. B. 
auch die Mithilfe der Polizei in Anspruch zu nehmen oder 
das Kind nach vorheriger Absprache mit dem Jugendamt 
vor Ort in Obhut zu nehmen. Dieses gilt auch für den Fall, 
dass ein Kind selbst um Inobhutnahme bittet. In 
Oberhausen steht außerhalb der oben genannten 
Regelarbeitszeiten der Regionalteams hierfür auch die 
Rufbereitschaft des Jugendamtes als Ansprechpartner 
zur Verfügung. Die Rufbereitschaft kann über die 
Feuerwehr (Tel. der Einsatzleitstelle 8585-1) oder die Poli-
zei (Tel. der Einsatzleitstelle 826-4051) kontaktiert werden. 
 
Nur in den Fällen, in denen durch die Information der 
Eltern über die Weiterleitung der Gefährdungsmitteilung 
an das Regionalteam das Wohl des Kindes zusätzlich 
beeinträchtigt oder gefährdet würde, kann hierauf 
verzichtet werden. Ansonsten gilt der Grundsatz, dass die 
Eltern zwar mit der Mitteilung an das Regionalteam nicht 
einverstanden sein müssen, sie aber grundsätzlich 
darüber vorab zu informieren sind. Mit der Gefährdungs-
mitteilung an das Regionalteam tritt das „§ 8a-Verfahren“ 
ein. Dadurch erlischt nicht die Verantwortung der mit-
teilenden Stelle. 
 
Wie bereits in den oben genannten Handlungsschritten 
beschrieben, ist die Fachstelle Kindertagespflege weiter-
hin für die Einholung von Informationen über den weiteren 
Entwicklungsverlauf in der Betreuungssituation des 
Kindes und die Dokumentation zuständig. Des Weiteren 
steht sie als Beratung und Begleitung der KTTP sowie für 
Elterngespräche zur Verfügung. Es ist die Aufgabe aller 
beteiligten Fachkräfte im Regionalteam Erzieherische 
Hilfen und der Fachstelle Kindertagespflege, bei den 
Eltern im Hinblick auf die Sicherstellung des 
Kinderschutzes für den Austausch und eine ver-
trauensvolle Zusammenarbeit zu werben. 
 
 
Anhang 1 KiWo-Skala/Einschätzskala zur Kindeswohl-

gefährdung gem. § 8a SGB VIII 
Anhang 2 Erreichbarkeit der Regionalteams 
Anhang 3 Mitteilung über das Ergebnis der Gefährdungs-

einschätzung an das zuständige Regionalteam 
Anhang 4 Beratungsstellen 
Anhang 5 Anfrage zur Beratung im Rahmen der Gefähr-

dungseinschätzung nach § 8a Abs. 4 SGB VIII 
durch eine insoweit erfahrene Fachkraft 
(Kinderschutzfachkraft) 

Anhang 6 Handlungs-/Schutzvereinbarung 
Anhang 7 Meldebogen KWG
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Anhang 2 

Jugendamt Oberhausen, Erreichbarkeit Erzieherische Hilfen / Regionalteams 
 

Schwane, Marius 3-1-40-71 Regionalteam Mitte / Styrum  
Teamleitung Regionalteam Jugendhilfe 
Fachbereich 3-1-40/Erzieherische Hilfen 
Danziger Straße 11-13, 46045 OB,  
Zimmer: 28 
Telefon: 825-2198, Diensthandy 0160-98 90 73 10 
Telefax: 825-2298  
marius.schwane@oberhausen.de 

�
Oettgen, Anke 3-1-40-72 Regionalteam Oberhausen-Ost  

Teamleitung Regionalteam Jugendhilfe 
Fachbereich 3-1-40/Erzieherische Hilfen 
Bürgerzentrum Alte Heid 
Alte Heid 13, 46047 OB,  
Zimmer: 3.26 
Telefon: 825-3870, Diensthandy 0151-74 67 14 45  
Telefax: 825-3980  
anke.oettgen@oberhausen.de 

�
Knüfer, Michael 3-1-40-73 Regionalteam Alstaden-Lirich  

Teamleitung Regionalteam Jugendhilfe  
Fachbereich 3-1-40/Erzieherische Hilfen 
Concordia Haus Anbau 
Concordiastraße 30, 46049 OB 
Zimmer: 9 OG 
Telefon: 825-2386, Diensthandy 0151-74 67 10 67 
Telefax: 825-9391  
michael.knuefer@oberhausen.de 

�
Cornelius, Sebastian 3-1-40-74 Regionalteam Sterkrade  

Teamleitung Regionalteam Jugendhilfe 
Fachbereich 3-1-40/Erzieherische Hilfen 
Steinbrinkstraße 186-188, 46145 
Zimmer: 7A 
Telefon: 825-3136, Handy 0151-74 67 14 19, Teamhandy 0151-
74 67 14 18 
Telefax: 825-6135  
s.cornelius@oberhausen.de 

�
Oettgen, Anke 3-1-40-76 Regionalteam Osterfeld  

Teamleitung Regionalteam Jugendhilfe 
Fachbereich 3-1-40/Erzieherische Hilfen 
Rathaus Osterfeld 
Bottroper Straße 183, 46117 
Zimmer: 57 
Telefon: 825-8110, Handy 0160-98 90 73 00 
Telefax: 825-8139  
anke.oettgen@oberhausen.de 
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Anhang 3 

Mitteilung über das Ergebnis der Gefährdungseinschätzung gem. § 8a Abs. 4 SGB VIII an das 
zuständige Regionalteam Jugendhilfe des Jugendamtes der Stadt Oberhausen 

 
An das        
Jugendamt Oberhausen 
Regionalteam Jugendhilfe 
_____________________  
 
 
z.H. Teamleitung Herrn/Frau __________________________ 
 
 
per Fax-Nr. ________________   
 
(Eingangsbestätigung mit Datum und Uhrzeit) 
 
 
Absender 
 
 
Bezeichnung und Anschrift der mitteilenden Einrichtung: 
FB 3-1-30/Kindertagespflege 
Frau_____________________ 
 
 
Telefon / Fax / Mobilnummer:  
 
 
E-Mail- Adresse: 
 
 
 
Angaben zum betroffenen Kind 
 
 
Name, Alter und Geschlecht des Kindes: 
 
 
Aufenthaltsort des Kindes: 
 
� Vater / Stiefmutter / Partnerin    ( Zutreffendes bitte unterstreichen ) 
� Mutter / Stiefvater / Partner     ( Zutreffendes bitte unterstreichen )                                       
� Eltern  
� sonstiger Aufenthalt: 
 
            Anschrift:: 
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Anhang 3 

Mitteilung über das Ergebnis der Gefährdungseinschätzung gem. § 8a Abs. 4 SGB VIII an das 
zuständige Regionalteam Jugendhilfe des Jugendamtes der Stadt Oberhausen 

 
Namen und Anschriften der Eltern  
 
Mutter:  
 
 
Vater:  
 
 
Stiefelternteil / Partner/in (Zutreffendes bitte unterstreichen): 
 
 
 
Personensorgeberechtigt ist/sind: 
 
� Mutter  � Vater  � Sonstige:  
 
 
Angaben zu Geschwistern des Kindes oder weiteren im  Haushalt lebenden Personen 
 
 
 
 
 
 
Angaben zur Gefährdungslage 
 
 
Wann, wie und durch wen wurde die Gefährdung erstmalig wahrgenommen? 
 
 
 
 
 
 
Welche gewichtigen Anhaltspunkte lagen vor? 
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Anhang 3 

Mitteilung über das Ergebnis der Gefährdungseinschätzung gem. § 8a Abs. 4 SGB VIII an das 
zuständige Regionalteam Jugendhilfe des Jugendamtes der Stadt Oberhausen 

 

Bisherige Beteiligte an der Gefährdungseinschätzung 
 
Teilnehmer/in/ 

Name 
Rolle/z.B. 

Fachkolleg/in/Leitung/Kind/ 
Eltern, 

Kinderschutzfachkraft, etc. 

Datum Datum Datum 

     
     
     
     
     
     
     
     
 
 
Zusammenarbeit mit den Eltern 
 
 Mutter Vater 
Problemakzeptanz   
Übereinstimmung in der 
Problemeinschätzung 

  

Mitwirkungsbereitschaft   
Mitwirkungsfähigkeit   
Hilfeakzeptanz   
 
 
1 = vorhanden  2 = eingeschränkt   3 = ungenügend 
 
 
 
Eine Beteiligung der Mutter/des Vaters schied aus folgenden 
Gründen aus: 
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Anhang 3 

Mitteilung über das Ergebnis der Gefährdungseinschätzung gem. § 8a Abs. 4 SGB VIII an das 
zuständige Regionalteam Jugendhilfe des Jugendamtes der Stadt Oberhausen 

 

Mit den Personensorgeberechtigten vereinbarte 
Unterstützungsangebote bzw. Schutzvereinbarungen und deren 
Ergebnisse (Kurzbeschreibung) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bisherige Einschätzung der Beobachtung(en) durch die 
verantwortliche Fachkraft  
(Verdacht auf … / Mehrfachnennungen sind möglich) 
 
� Vernachlässigung der geistigen/körperlichen und/oder seelischen Entwicklung  
 (Zutreffendes bitte unterstreichen) 
 
� körperliche Misshandlung/Gewalt 
 
� seelische Misshandlung/Gewalt 
 
� sexueller Missbrauch 
 
� medizinische Unterversorgung 
 
� Sonstiges 
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Anhang 3 

Mitteilung über das Ergebnis der Gefährdungseinschätzung gem. § 8a Abs. 4 SGB VIII an das 
zuständige Regionalteam Jugendhilfe des Jugendamtes der Stadt Oberhausen 

 

Die Gefährdung erscheint vor dem Hintergrund des bisherigen 
Einschätzungsprozesses : 
 
� akut  � hoch 
 
 
 
Die Personensorgeberechtigten wurden über die Mitteilung 
an das Jugendamt  
 
� informiert    
 
� nicht informiert, weil 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
_____________________________________________  
Datum und Unterschrift der fallverantwortlichen Fachkraft 
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Anhang 4 

Beratungsstellen 
�
�
Evangelische Beratungsstelle für Erziehungs-, Partnerschafts- und Lebensfragen 
Grenzstraße 73c 
46045 Oberhausen 
Telefon 85 00 87 
 
Caritasverband für die Stadt Oberhausen 
Erziehungsberatungsstelle 
Annastraße 65 
46049 Oberhausen 
Telefon 94 04 92 0 
 
Stadt Oberhausen 
Psychologische Beratungsstelle 
Schwarzwaldstraße 25 – 27 
46119 Oberhausen 
Telefon 61 05 90  
 
Stadt Oberhausen 
Servicestelle Kinderschutz 
Frau Kreienberg 
Concordiahaus, Zimmer 304 
Concordiastraße 30,  
46049 Oberhausen 
Telefon 825-9062  
 
Pro Familia (bei Verdacht auf sexuellen Missbrauch) 
Bismarckstraße 3 
46047 Oberhausen 
Telefon 0208 867771 
�
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Anhang 5 
Anfrage zur Beratung im Rahmen der Gefährdungseinschätzung nach § 8a Abs. 4 SGB VIII 
durch eine insoweit erfahrene Fachkraft (Kinderschutzfachkraft) 
Ausgangsdaten 
 
(Die Beratung durch die Kinderschutzfachkraft erfolgt ausschließlich auf der 
Grundlage anonymisierter bzw. pseudonymisierter persönlicher Daten)  
 
 
Bezeichnung und Anschrift der      Träger der Einrichtung 
anfragenden Einrichtung 
 
_________________________________    _____________________________ 
 
_________________________________    _____________________________ 
 
 
 
Telefon / Fax / Mobilnummer 
 
______________________   __________________   _____________________ 
 
 
E-Mail -Adresse 
 
_______________________________________  
 
 
 
verantwortliche Fachkraft 
 
_______________________________________ 
 
 
 
Angaben zum Kind ( Geschlecht / Alter / Aufenthaltsort / Familiensituation ) 
 
 

 männlich   weiblich 
 Jahre  

 
bei 

 Vater / ( Stief- ) Mutter / Partnerin       (Zutreffendes bitte unterstreichen) 
 Mutter / ( Stief- ) Vater / Partner    (Zutreffendes bitte unterstreichen)                    
 Eltern  
 sonstiger Aufenthalt 

_______________________________________________ 
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Anhang 5 

Anfrage zur Beratung im Rahmen der Gefährdungseinschätzung nach § 8a Abs. 4 SGB VIII 
durch eine insoweit erfahrene Fachkraft (Kinderschutzfachkraft) 

Fallvorstellung und Beratungsanliegen 
 
 
Beschreibung der Beobachtung(en)  
( Wer hat was wann und wie oft wahrgenommen? ) 
 
 
Ggfls. weitere Anlage 

 
 
Folgende Beratungen haben bisher stattgefunden 
 
� Gespräch ( e ) mit den Personensorgeberechtigten/Erziehungsberechtigten 
� kollegiale Beratung im Fachteam 
� mit Sonstigen 
 
 
Vorläufige Einschätzung der Beobachtung(en) – Verdacht auf … 
 
� Vernachlässigung der geistigen/körperlichen und/oder seelischen Entwicklung  
 (Zutreffendes bitte unterstreichen) 
 
� körperliche Misshandlung/Gewalt 
 
� seelische Misshandlung/Gewalt 
 
� sexueller Missbrauch 
 
� medizinische Unterversorgung 
 
� Sonstiges 
 
 
Beratungsanliegen an die Kinderschutzfachkraft 
 
� Beratung zum Ablauf des Einschätzungsprozesses 
 
� Beratung in der Gefährdungseinschätzung 
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Anhang 5 

Anfrage zur Beratung im Rahmen der Gefährdungseinschätzung nach § 8a Abs. 4 SGB VIII 
durch eine insoweit erfahrene Fachkraft (Kinderschutzfachkraft) 

 
� Vorbereitung des Elterngesprächs 
 
� Vorbereitung einer Handlungs-/Schutzvereinbarung 
 
� Sonstiges 
 
 
 
Oberhausen, den ___________________________  
 
 
Unterschrift Leitung/Träger 
 
 
__________________________________________  
 
 
 
Folgende Anlagen können für die Vorbereitung des Gesprächs zusätzlich 
hilfreich sein: 
 
Entwicklungsberichte und/oder Fallberichte 
Gesprächsprotokolle 
ggfls. Genogramm 
Risikoeinschätzungsbogen (Ressourcen, Risiken, Problemsicht der Eltern, 
Mitwirkungsbereitschaft) 
Handlungs-/Schutzvereinbarungen 
Protokoll zur internen Risikoeinschätzung 
 
oder weitere Unterlagen, die die Vorbereitung auf die fachliche Beratung vorbereiten 
helfen. 
 
Alle Anlagen sind in anonymisierter oder pseudonymisierter Form beizufügen. 
Personenbezogene Daten sind durch Schwärzen unkenntlich zu machen. 
�
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Anhang 7 
Der Oberbürgermeister Oberhausen, Datum 
FB 3-1-30/ Kindertagespflege Tel.  / Name 
 

Meldebogen bei Kindeswohlgefährdung 
 

 Meldung entgegengenommen und bewertet von:   
 

am ______  um _______ Uhr 
 zuständige Fachkraft   Bereitschaftsdienst    sonstige 

 
Meldende/r:  Beziehung zu den Betroffenen:  
 
Wohnort, Straße  Telefon:  
 
Bemerkungen:  
 
Daten der Betroffenen 
Familie, Wohnort:  Telefon  
 

 Name Vorname Geboren Aufenthalt Kindergarten / Schule 
Kind 1      
Kind 2      
Kind 3      
Kind 4      
Mutter      
Vater      
 
Meldung 
 
 
 
 
 
 
 
 

 s. Anlage 
 
Hinweise auf Gefahrenelemente:  
 
Hinweise zum Hausbesuch:  
 
Meldebewertung (vorläufig durch nicht zuständige(n) Sozialarbeiter/-in / Rufbereitschaft) 
�
Persönlicher Eindruck von der Meldung 

 Zweifel angebracht    widersprüchlich      glaubhaft    stichhaltig 
 
Kontaktaufnahme zur Familie   

 zeitnah  zügig  umgehend   sofort  
 innerhalb von 1 Woche  innerhalb von 3 Tagen  am darauf folgenden 

Arbeitstag  sofort 
        (stets bei Kindern 
        bis zu 1 Jahr) 
 
Meldung* übergeben am  um  Uhr an  
 
________________________ 
 Unterschrift Sozialarbeiter 
 
*Mitteilungen per Fax sind bis 8:45 Uhr an die/den zuständige(n) Sozialarbeiter/-in im Regionalteam zu senden. 
(Rufbereitschaft) 
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Anlage 3: Finanzielle Förderung der Kindertagespflege  
 
Geldleistungen für Kindertagespflegepersonen ohne Zertifikat zur Kindertagespflege-
person gemäß dem DJI-Curriculum bzw. des QHB 
 
 

Betreuungszeit pro Woche/ Kind; Vergütung pro Monat/ Kind; 
Förderleistung, Sachaufwand und Vor- und Nachbereitungszeit  

Bis 15 Std. Bis 25 Std. Bis 35 Std. Bis 45 Std. 

Sachaufwand   90,36 EUR 151,03 EUR 211,75 EUR 242,10 EUR 

Förderleistung 194,47 EUR 320,20 EUR 445,02 EUR 599,90 EUR 

Vor- und 
Nachberei-
tungszeit 

  19,14 EUR   19,14 EUR   19,14 EUR   19,14 EUR 

Höhe der  
Pauschale 303,97 EUR 490,37 EUR 675,91 EUR 861,24 EUR 

 

Geldleistungen für Kindertagespflegepersonen mit Zertifikat zur Kindertagespflege-
person gemäß dem DJI-Curriculum bzw. des QHB 
 
 

Betreuungszeit pro Woche/ Kind; Vergütung pro Monat/ Kind; 
Förderleistung, Sachaufwand und Vor- und Nachbereitungszeit  

Bis 15 Std. Bis 25 Std. Bis 35 Std. Bis 45 Std. 

Sachaufwand 112,50 EUR 187,50 EUR 262,50 EUR 300,00 EUR 

Förderleistung 234,13 EUR 388,99 EUR 542,99 EUR 736,23 EUR 

Vor- und 
Nachberei-
tungszeit 

  22,73 EUR   22,73 EUR   22,73 EUR   22,73 EUR 

Höhe der  
Pauschale 369,36 EUR 599,22 EUR 828,22 EUR 1.058,96 EUR 

 
Vergütung Vertretungsstützpunkt  
 
 

Pauschalbetrag für eine Kindertagespflegeperson pro Monat 

in einem Vertretungsstützpunkt mit 
festem Standort 
 

in einem Vertretungsstützpunkt ohne 
festen Standort 
(mobiler Vertretungsstützpunkt) 

Sachaufwand 
   985,95 EUR - 

Förderleistung 
2.300,55 EUR 2.300,55 EUR 

Höhe der  
Pauschale 3.286,50 EUR 2.300,55 EUR 

 
Pauschalbetrag für angestellte Vertretungskräfte 
Pauschalbetrag für angestellte Vertre-
tungskräfte  379,50 EUR/mtl. (4.554,00 EUR jährl.) 

 



Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeverordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NW. 1994,  
S. 666) in der zur Zeit gültigen Fassung können 
Verletzungen von Verfahrens- oder Formvorschriften 
gegen diese Satzung/sonstige ortsrechtliche Bestimmung 
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
 
a)   eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b)   die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung 
oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungs-
gemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c)   der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

d)   der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Oberhausen, 1. Juli 2021 
 
 
Daniel Schranz 
Oberbürgermeister 
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Der Innenhof wird zum Kunstwerk!
Special Guest:  

27. 6.–29. 8. 2021
Willkommen auf der Kunstbaustelle!

Museum Under Construction
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